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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung

Editorial

Dass das Lernen außerhalb des Klassenraums
und der Schule sowie in Kooperation mit
außerschulischen Lernpartnern das schuli-
sche Lernen in vielfältiger Weise fördert und
ergänzt, ist mittlerweile weithin bekannt. Für
die politische Bildung bietet sich eine Viel-
zahl von außerschulischen Lernorten an, von
denen einige, wie Parlamente, Gerichte, Be-
triebe, aber auch Gedenkstätten eher zum
„klas sischen Inventar“ ge hören. Hans Berkes -
sel zeigt in seinem Beitrag für die Didakti-
sche Werkstatt auf, wie ein Landtagsbesuch
nutz bringend vor- und nachbereitet werden
kann. 

Die weiteren Beiträge im Themen schwer -
 punkt dieses Heftes befassen sich mit außer-
schulischen Lernorten und Projekten, die
auch neue Ansätze aufweisen. So stellt Sascha
Rex die außerschulische Jugendbildungsar-
beit der deutschen Volkshochschulen vor und
gibt einen Einblick, wie auch so genannte
bildungsferne Jugendliche erreicht werden.
Gleich zwei Beiträge beziehen sich auf den
Zugang zum Umfeld lokaler Demokratie.
Die Bremer Stadtforscher erforschen unter
einem Rahmenthema die Stadt bzw. einen
Stadtteil. Mit dem Wortspiel KasselAssel ver-
binden Oliver Emde und Maria Grüning ein
Kinderreporterprojekt in Kassel, bei dem
Schüler kommunale Probleme identifizieren
und – ausgestattet mit entsprechendem Know
How durch die Kooperation mit Lokalme-
dien – Fachleute zu dieser Problematik in-
terviewen. Die durchaus kritischen Inter views
werden als Videoclips ins Netz gestellt. Ma-
rie Bludau und Bernd Overwien befassen
sich grundlegend mit Kooperationen zwi-
schen Schulen und außerschulischen Trä-
gern. Im Beitrag werden Formen und auch
Probleme der Kooperation diskutiert, For-
schungsergebnisse skizziert und schließlich
Beispiele vorgestellt.

Wir hoffen, dass auch diese Ausgabe der
POLIS Ihr Interesse findet und Anregungen
für die eigene Praxis bereit hält.

Martina Tschirner 
Bernd Overwien
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Berlin. Am Abend des zweiten Tages
des Bundeskongresses zur Politischen
Bildung in Berlin fand am 22.Mai die
Bundesdelegiertenversamm lung der
Deutschen Vereinigung für Politische
Bildung e.V. statt. Gründungsmitglied
Adalbert Brunner hielt zunächst einen
Eröffnungsvortrag und berichtete über
die Anfänge der DVPB in den 60er Jah-
ren. Der Bundesvorstand informierte
anschließend in einem Rechenschafts-
bericht über seine Aktivitäten im Zeit-
raum von 2009 bis 2012. 

Die DVPB ist seither einige Koope-
rationen eingegangen, unter anderem als
Programmpartnerin der Initiative „De-
mokratie erleben“ (Körber-Stiftung,
Deutsche Kinder- und Jugend-Stiftung,
Förderprogramm „Demokratisch Han-
deln“, Kultusministerkonferenz), deren
Schirmherrschaft Bundespräsident Joa-
chim Gauck übernommen hat (www.de-
mokratieerleben.de). Die DVPB war
2012 erstmals gemeinsam mit der Bun-
deszentrale für Politische Bildung (bpb),
den Landeszentralen für politische Bil-
dung und dem Bundesausschuss Politi-
sche Bildung (bap) Programmpartnerin
der „Aktionstage Politische Bildung“,
die traditionell vom 05. Mai bis 23. Mai
stattfinden, und in deren Rahmen diver-
se Projekte und Aktionen der Politischen
Bildung veranstaltet werden (www.ak-
tionstage-politische-bildung.net). 

Außerdem unterstützte die DVPB den
bap-Aufruf zur Rücknahme der durch
die Bundesregierung beschlossenen Mit-
telkürzungen bei der Bundeszentrale für
Politische Bildung (bpb). Sie war ferner
an der Beratung der Arbeitsgruppe „De-
mokratie“ der SPD-Bundestagsfraktion
beteiligt. Verbandspolitisch positionier-
te sich die DVPB beispielsweise zur Stel-
lungnahme der Initiative für eine besse-
re ökonomische Bildung (IböB) als Re-
aktion auf das Auftragsgutachten des
Gesamtausschusses der deutschen ge-
werblichen Wirtschaft (GA) zu Bil-
dungsstandards und Standards für die
Lehrerbildung (siehe POLIS 4/2010, S.

4/5 und POLIS 1/2011, S. 4/5). Eine neue
Initiative ist die Einrichtung einer Ar-
beitsgemeinschaft „Fachdidaktik“ in-
nerhalb der DVPB, die insbesondere
Lehrer/innen in Forschung und Praxis
unterstützen soll und der Gesellschaft
für Fachdidaktik (GFD) beitreten wird.

Rückblickend wurde von der Erwei-
terten Bundesvorstandssitzung 2010 in
Hannover berichtet (Themen dort waren
Stand und Perspektiven der Ökonomi-
schen Bildung sowie die Vorplanung des
Bundeskongresses zur Politischen Bil-
dung 2012). Im Rahmen dieser Sitzung
fand auch eine DVPB-Nachwuchstagung
zum Thema „Aktuelle Herausforderun-
gen in der Politischen Bildung“ statt; das
Tagungsformat soll weiterentwickelt und
2013 in einem größeren Rahmen wieder
angeboten werden. Die Erweiterte Bun-
desvorstandssitzung 2011 in Bad Urach
hatte unter anderem die Förderung von
Partizipation als Aufgabe der Politischen
Bildung und die Feinplanung des Bun-
deskongresses zur Politischen Bildung
2012 zum Thema. Im Rahmen der Vor-
bereitungen zum diesjährigen Bun-
deskongress konnte erfreulicherweise der
Bundesauschuss Politische Bildung (bap),
Vertreter der außerschulischen Politischen
Bildung, als neuer Kooperationspartner
neben DVPB und bpb gewonnen werden.
Die gleichberechtigte Partnerschaft zwi-
schen den Veranstaltern konnte fortge-
führt und eine feste Kostenstruktur und
Aufgabenverteilung zwischen DVPB, bpb
und bap sicher gestellt werden.

Die DVPB-Website erhielt im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit ein neues
„Outfit“ und soll weiterhin optimiert
werden. Auf der Website wurde außer-
dem eine „Schatzkiste Politische Bil-
dung“ eingerichtet, diese stellt ein Ar-
chiv für herausragende Abschlussarbei-
ten aus dem Ersten oder Zweiten
Staats examen, dem Bachelor- und Mas -
ter studium oder der außerschulischen
Politische Bildung dar, die vor allem die
Organisation von Lehr-Lern-Prozessen
in der Politischen Bildung zum Thema
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haben. Die Schatzkiste wird nur für
DVPB-Mitglieder über einen persona-
lisierten Bereich auf der Website zu-
gänglich sein. Die Verbandszeitschrift
POLIS wechselte im vergangenen Be-
richtszeitraum vom Westermann Verlag
in den Wochenschau Verlag und wird
dort gut betreut.

Im Laufe des Abends fanden die tur-
nusmäßigen Wahlen des Bundesvor-
stands statt. Zum Ersten Vorsitzender
wurde Prof. Dr. Dirk Lange, als Zweite
Vorsitzende Prof. Dr. Sibylle Reinhardt
und Dr. Thomas Simon wiedergewählt.
Als Schatzmeisterin wurde Frau Marga
Kempe bestätigt. Als Beisitzer/innen im
Bundesvorstand wurden Christel Schrie-
verhoff, Prof. Dr. Karl-Peter Fritzsche,
Sara Alfia Greco, Prof. Dr. Reinhold
Hedtke, PD Dr. Armin Scherb und Be-
nedikt Widmaier gewählt. Als Kas sen -
prü fer/innen wurden Prof. Dr. An   dreas
Lut ter, Henrik Peitsch und Iris Witt be-
stimmt. Als Revisoren des Forschungs-
fonds fungieren künf tig Prof. Dr. Tim En-
gartner, Ralph Horstkötter und Prof. Dr.
Stefan Rappenglück.

Über diverse Satzungsänderungen,
die gleichfalls in Berlin beschlossen wor-
den sind, wird im Teil „Verbandspoliti-
sche Rundschau“ in diesem POLIS-Heft
berichtet. In Heft 03/12, das im Herbst

erscheinen wird, soll dann der Bun-
deskongress zur Politischen Bildung
noch einmal inhaltlich ausführlich the-
matisiert werden.

Sara Alfia Greco
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GLOSSE:
Tabula rasa bei den Piraten

Berlin. Vertreter der Piratenpartei sind
durch öffentliche Äußerungen aufge-
fallen, die historische und politische
Bildung vermissen lassen. Hat hier et-
wa das Bildungssystem versagt? 

Den meisten Mitgliedern der Pira-
tenpartei wird attestiert, dass sie von
atemberaubender Ahnungslosigkeit sei-
en und damit sogar noch kokettierten.
Trotz solcher erkennbarer Defizite fin-
den sie immer mehr Wähler. Das mag
man mit Verdruss über das etablierte
Parteiensystem erklären, vielleicht
auch, weil im Agieren der Neulinge ein

art mangelt es nicht an Wissen um die
Regeln; sie setzen sich darüber hinweg.

Viele Piraten wirken im Vergleich
dazu frei vom Ballast historischer oder
verfassungsrechtlicher Kenntnis. Ha-
ben Schule und andere Institutionen
hier völlig versagt, oder haben die Be-
troffenen ihre Ohren permanent „auf
Durchzug“ gestellt?

Sorgen bereiten auch diejenigen, die
eine solche Partei wählen. Lässt man
einmal beiseite, dass manche es „aus
Daffke“ tun, so scheinen viele in dem
buntgemischten Völkchen tatsächlich
eine ernsthafte Alternative zum beste-
henden Parteienspektrum zu sehen. 

Gewiss werden auch Piraten, je mehr
sie mit der Wirklichkeit des politischen
Lebens vertraut sind, hinzulernen. Aber
sind die Befunde nicht ein Alarmzei-
chen für alle Träger von Bildungsein-
richtungen, über ihre Konzepte zur Ver-
mittlung von Sachkenntnissen und po-
litischer Bildung nachzudenken?

Georg Turner 
(Der Tagesspiegel v. 4.6.12)

Spaßfaktor gesehen wird. Unerklärlich
scheint, wie naiv und kenntnislos die
Akteure sein können, unabhängig da-
von, welche Schul- und Hochschulaus-
bildung sie aufzuweisen haben.

Man ist bisher davon ausgegangen,
dass in allen Schularten ein Mindestmaß
an Kenntnissen der politischen Syste-
me, der historischen Entwicklung und
des staatlichen Funktionierens vermit-
telt wird. Außerdem gibt es eine Viel-
zahl von Einrichtungen, die politische
Bildung anbieten. Irgendetwas muss
doch hängen geblieben sein. Erstaunt
registriert man bei Mitgliedern der neu-
en Partei eine Tabula rasa.

Dabei ist der Eindruck bei den Pira-
ten anders als bei Wortführern von Pro-
testgruppen, die Niederlagen nicht ak-
zeptieren wollen. Sie kennen die Regeln
des Rechtsstaats sehr wohl, wollen sie
aber nicht hinnehmen, wenn ihre Posi-
tion nicht durchsetzbar ist. Die Grundsät-
ze der repräsentativen Demokratie sol-
len dann schleunigst durch basisdemo-
kratische Entscheidungen ausgehebelt
werden. Vertretern solcher Denkungs-

„Die wiedergewählten DVPB-Bundesvorsitzenden, v.l.n.r.: Dr. Thomas Simon, Prof. Dr.
Sibylle Reinhardt (Zweite Vorsitzende), Prof. Dr. Dirk Lange (Erster Bundesvorsitzen-
der).
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Bernward Bickmann ist neuer
Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft katholisch-sozialer Bil-
dungswerke (AKSB)

Stuttgart. Die Mitgliederversammlung
der AKSB wählte Ende des Jahres 2011
in der Akademie der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart einen neuen Vorstand.
Neue Vorsitzender ist der 56-jährige Di-
plom-Politologe Bernward Bickmann.
Mit seiner Wahl löst Bickmann den
langjährigen Vorsitzenden der AKSB,
Dr. Alois Becker, ab, der nicht mehr kan-
didierte. 

Bickmann ist seit 1996 Leiter des
Franziskanischen Bildungswerk e.V.,
Großkrotzenburg, und zusätzlich seit
2009 Geschäftsführer der Franziskaner-
gymnasium Kreuzburg gGmbH. In der
AKSB war Bickmann bisher Stellver-
tretender Vorsitzender. Nach seiner Wahl
nahm Bickmann Stellung zu den aktu-
ellen Kürzungsabsichten der Bundesre-
gierung im Bereich der Politischen Bil-
dung: „Politische Bildung ist Demokra-
tieförderung, deshalb braucht sie eine
finanzielle Grundausstattung, die zur-
zeit durch anstehende. 

Haushaltsentscheidungen auf Bun-
desebene in ihrem Bestand gefährdet ist.
Ich werde mich im Sinne der Arbeits-
gemeinschaft bei den Zuschussgebern
für den Erhalt einer pluralen und zu-
kunftsfähigen Trägerlandschaft der po-
litischen Bildung einsetzen. Angesichts
der vielen aktuellen gesellschaftlichen
Herausforderungen leisten unsere Mit-
gliedseinrichtungen einen unverzicht-
baren Beitrag zum Zusammenhalt und
zur Solidarität in unserer Demokratie.
Wertgebundene politische Bildung darf
daher nicht nur Gegenstand sogenann-
ter politischer Sonntagsreden sein, son-
dern muss auch bei Haushaltsberatun-
gen dem Stellenwert entsprechend
berücksichtigt werden.

Als neuen Stellvertretenden Vorsit-
zenden wählte die Mitgliederversamm-
lung Benedikt Widmaier, Direktor der
Akademie für politische und soziale Bil-
dung, Haus am Maiberg. Als weiteres
Vorstandsmitglied wurde Dr. Siegfried
Grillmeyer, Akademiedirektor des Ca-
ritas-Pirckheimer-Hauses in Nürnberg
gewählt. 

aksb-inform

Argumente für und gegen Kür-
zungen bei der Bundeszentrale
für Politische Bildung

Erfurt. Die Kürzungspläne der Bun-
desregierung bei der Bundeszentrale für
politische Bildung (BpB) heizen die De-
batte an: Während der Bundestagsabge-
ordnete Stefan Ruppert von der Regie-
rungspartei FDP die Kürzungen für ge-
rechtfertigt hält, befürchtet die
Bundestagsabgeordnete Daniela Kolbe
von der Opposition eine Schwächung
der politischen Bildung, wie die Thürin-
ger Allgemeine berichtet.

FDP-MdB Stefan Ruppert: PRO 

„Man kann es sich leicht machen als Po-
litiker und solche Kürzungen ablehnen.
Wer will schon, dass bei politischer Bil-
dung gespart wird? Man kann aber auch
den Rücken durchdrücken und sich als
Liberaler dazu bekennen, dass wir bald
keine Schulden mehr machen wollen.
Dazu müssen alle beitragen. 

Die Bundeszentrale für politische Bil-
dung nimmt eine bedeutende Aufgabe
in unserer Demokratie wahr. Die Koali-
tion hat daher die Bundeszentrale erst
kürzlich gestärkt und ihr die Regiestel-
le des Bundesprogramms „Zusammen-
halt durch Teilhabe“ mit Mitteln von 18
Millionen Euro übertragen. Die Bun-
deszentrale ist damit eine wichtige Säu-
le in der aktiven Auseinandersetzung mit
dem politischen Extremismus und stärkt
die demokratische Kultur in unserem
Land. 

Die SPD hat der Koalition abstrakt
vorgeworfen, sie würde zu wenig spa-
ren. Wenn es aber um konkrete Vor-
schläge für Einsparungen geht, lehnt sie
jegliche Kürzungen kategorisch ab. Da-
bei hat niemand so drastisch bei der BpB
gekürzt wie die SPD vier Millionen al-
leine zwischen 1999 und 2000. Warum
dann jetzt die Empörung? 

Zuschüsse an freie Bildungsträger,
die vor Ort konkrete Projekte betreuen,
werden nur begrenzt zurückgefahren.
Deshalb kann die politische Bildung auch
zukünftig von einer starken Zivilgesell-
schaft wahrgenommen werden. Werte
wie Weltoffenheit und Toleranz werden
vielfältig und nachhaltig vermittelt. Wir

alle müssen für die Demokratie werben
und jeder Form des Extremismus und
der Intoleranz entschlossen entgegen-
treten. 

Eine Politik, die zukünftigen Gene-
rationen gigantische Haushaltsdefizite
hinterlässt, schadet der Demokratie mehr
als alles andere. Dann kann auch die se-
gensreiche Arbeit der Bundeszentrale
nichts mehr ausrichten.“

SPD-MdB Daniela Kolbe: CONTRA

„Unsere Welt verändert sich dramatisch
schnell, neue Weltmächte wie China stei-
gen auf, alte wie die USA taumeln. Wir
erleben eine Klimakrise, die uns alle for-
dert. Wir sind konfrontiert mit einer
Euro krise, die selbst Experten kaum ver-
stehen, mit einem gewaltbereiten Rechts-
extremismus, der unsere Vor stel lungs -
kraft sprengt. In komplexen Krisenzei-
ten ist politische Bildung für jede
Demokratie unerlässlich. Sie trägt dazu
bei, dass Bürger sich informieren und
positionieren können, dass sie sich am
demokratischen Diskurs beteiligen und
sich nicht frustriert abwenden. 

Der bedeutendste Akteur der politi-
schen Bildung in Deutschland ist die
Bundeszentrale für politische Bildung.
Um diese Institution werden wir im Aus-
land beneidet. 

Die mehr als 430 Träger, die von der
Bundeszentrale gefördert werden, lei-
sten deutschlandweit mit ihren Semina-
ren einen unschätzbaren Beitrag zur De-
mokratie. 

Die schwarz-gelbe Bundesregierung
hat sich nach der Wahl damit gebrüstet,
sie werde nicht bei der Bildung kürzen.
Offenbar gehört politische Bildung nicht
zu ihrem Bildungsverständnis. 2012
muss die Bundeszentrale mit 3,5 Mil-
lionen Euro weniger auskommen. Ein
gravierender Einschnitt. 

Welche Angebote dadurch wegfallen
werden, welche Träger die Bundeszen-
trale nicht mehr wird unterstützen kön-
nen, ist noch unklar. Sicher ist, die po-
litische Bildung in Deutschland wird ge-
schwächt. Und das in Zeiten, in denen
wir mehr politische Bildung bräuchten,
nicht weniger.“

vO
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Seit über 50 Jahren engagieren sich die
deutschen Volkshochschulen in der au -
ßerschulischen politischen Jugendbil-
dung. Konkret sichtbar wird dies im För-
derprogramm Politische Jugendbildung
im Deutschen Volkshochschul-Verband
e.V., das seit 1956 aus Mitteln des Kin-
der- und Jugendplans des Bundes ge-
fördert wird.

Politische Bildung für Erwachsene
aber auch für junge Menschen hat einen
besonderen Stellenwert im Bildungsan-
gebot der deutschen Volkshochschulen:
„Das Selbstverständnis der Volkshoch-
schulen als Orte der Demokratie manife-
stiert sich darin, dass sie mit ihren offe-
nen Bildungsangeboten und beteili-
gungsorientierten Methoden öffentlichen
Raum für Auseinandersetzung und Ver-
ständigung schaffen.“ (DVV 2011, S. 38)

Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene machen hier die Erfahrung,
dass sich VHS zwar nach Schule anhört,
aber die Angebote zur gesellschaftspo-
litischen Bildung von einem außerschu-
lischen Lernpartner durchgeführt wer-
den, der seine Einrichtung als außer-
schulischer Lernort begreift. Dies wird
nicht nur daran deutlich, dass die über-
wiegende Mehrheit dieser Angebote
außerhalb von Räumen der VHS durch-
geführt wird. Die Gemeinsame Initiati-
ve außerschulischer politischer Jugend-
bildung (GEMINI), in der auch die
Volkshochschulen aktiv sind, formuliert
für die gemeinsame Lernkultur in ihren
Maßnahmen:

„Deshalb ist politische Bildung
• partizipativ – denn sie beteiligt die

Jugendlichen am Bildungsprozess
• emanzipativ – denn sie begreift den

Einzelnen als selbstverantwortlich
und regt zu eigenem Denken und Han-
deln an

• ganzheitlich – denn sie berücksich-
tigt den Menschen mit allen seinen
geistigen, seelischen und körperli-
chen Fähigkeiten und Bedürfnissen

• handlungsorientiert – denn sie ver-
steht Wisse, Erfahrung und Kompe-
tenz als Ausgangspunkt des Han-
delns.“

(GEMINI 2008)

Politische Jugendbildung in Volkshoch-
schulen versteht sich immer als hand-
lungsorientiert und vermittelt Leben-
sumfeld nah jungen Menschen gesell-
schaftspolitische Zusammenhänge und
Beteiligungsmöglichkeiten. „Bei den
verschiedenen Aktivitäten geht es den
Bil dungsverantwortlichen immer dar-
um, die sozialen, reflexiven und kom-
munikativen Fähigkeiten zu stärken, die

7polis 2/2012

Volkshochschule = Schule?
Politische Jugendbildung erfolgreich am

außerschulischen Lernort

von Sascha Rex

Sascha Rex ist Referent für Politische 
Jugendbildung beim Deutschen Volks-
hochschulverband e.V. (DVV), Bonn
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Fachbeitrag

Lernorte und Lernpartner von Schulen,
die bislang meist nur in der konkreten
Bildungsmaßnahme selbst umgesetzt
wurde: die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen. Die vergangenen Jahre
zeigen, dass dieses Ziel in vielen Bil-
dungseinrichtungen – auch in den VHS
– als ein pädagogisches Ziel
der einzelnen Bildungs-
maßnahme oder innerhalb
der Maßnahme selbst for-
muliert und umgesetzt wur-
de. Die Praxis aber belegt,
dass politische Bildung in
außerschulischen Lernor-
ten und den VHS besonders
dann erfolgreich ist, wenn
Kinder und Jugendliche in
die Programmplanung und
auch -durchführung aktiv
eingebunden sind. „Die
Adressaten der Bildungs-
angebote müssen erkennen,
dass sie hier ihre eigenen
Interessen und Vorhaben
einbringen können und dass
sie nicht zu Objekten eines
institutionalisierten Pro-
gramms werden. Gerade
für Jugendliche ist es wich-
tig, solche Erfahrungen zu
machen. Sonst verfestigt
sich das Gefühl von Aus-
schluss und Ausgrenzung –
und im Endergebnis kom-
men große Teile der jungen
Generation zu dem Schluss,
dass sie im Blick auf ge-
sellschaftliche Teilhabe
nichts zu erwarten haben“ (Rex 2011b,
S. 40). Diese strukturelle Partizipation
junger Menschen ist vielfach noch ein
Desiderat, dem sich die Volkshoch-
schulen – auch im Rahmen der Teil-
nehmerbindung und -gewinnung – in
den kommenden Jahren verstärkt wid-
men und dafür eigene Konzepte umset-
zen und weitere Erfahrungen sammeln
wollen.

Ein Blick in die Praxis der 
Volkshochschulen

Weit über 300 Bildungsmaßnahmen aus
der breiten Palette außerschulischer po-
litischer Bildung führen die VHS in je-
dem Jahr für junge Menschen durch.

für Konfliktaustragung, Konsensbildung
und gemeinsames Handeln unerlässlich
sind. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer sollen ihre Verantwortung wahr-
nehmen. Hierbei stehen nicht staatliche
Rahmenrichtlinien im Vordergrund, son-
dern die verschiedenen zivilgesell-
schaftlichen Strömungen, die in der po-
litischen Kultur und demokratischen
Willensbildung eine Rolle spielen.“
(DVV 2006, S. 6)

Zusammen mit diesem Anspruch ha-
ben sich die Volkshochschulen das Ziel
gesetzt, besonders auch junge Menschen
aus so genannten bildungsfernen oder
bildungsungewohnten Milieus für ihre
politische Bildungsarbeit zu gewinnen.
Um dies erfolgreich erreichen zu kön-
nen, greifen Volkshochschulen auf jun-
ge Zielgruppen zurück, die beispielweise
in Integrationsmaßnahmen, Kursen zum
Nachholen von Schulabschlüssen oder
im so genannten „Übergangsmanage-
ment“ bereits in Volkshochschulen ler-
nen. „Es ist eine Binsenweisheit der
Pädagogik, dass sich Teilnehmer, die be-
reits die eigene Einrichtung besuchen,
besser als andere für zusätzliche Bil-
dungsangebote gewinnen lassen“ (Rex
2011a, S. 4). Zweitens ist es gerade für
diese jungen Menschen notwendig, dass
sie durch unterschiedliche aktivierende
Methoden und ungewöhnliche Forma-
te Volkshochschule als außerschulische
Lernorte wahrnehmen. Vielfach ist näm-
lich der Begriff „Schule“ und die in ihr
gewohnte Lernumgebung mit dem „Ver-
sagen“ in der eigenen Bildungsbiogra-
phie verknüpft. Dass und wie dies in den
Volkshochschulen erfolgreich gelingen
kann, zeigt die externe Evaluation des
Förderprogramms durch Dr. Helle
Becker am Beispiel der Hamburger
VHS: „So hat die Hamburger JVHS, die
vorwiegend mit Jugendlichen aus bil-
dungsbenachteiligten Milieus und aus
Stadtteilen mit einem hohem Migrante-
nanteil arbeitet, den Gewinn dieser Ziel-
gruppen (deren Teilnahme ja freiwillig
ist) nicht nur ihrer Werbung in den Mi-
lieus und sozialen Kontexten zu ver-
danken, sondern auch der Ausgestaltung
ihrer Angebote, die durch die gemein-
same Planung mit Betroffenen und
‚Brückenpersonen‘ ‚passfähig‘ sind“
(Becker 2011, S. 169). Gleichzeitig be-
nennt Helle Becker eine Gelingensbe-
dingung für VHS als außerschulische

Auch in der pädagogischen Profession
hält sich dabei das Vorurteil, dass die
Angebote eher bieder und mit klassi-
schen Methoden in den Räumen der
Volkshochschulen stattfinden. Wer sich
vom Gegenteil überzeugen will, sollte
sich dazu unter anderem den tagesaktu-

ellen und bundesweiten Veranstaltungs -
kalender politischer Jugendbildung der
Volkshochschulen ansehen (z. B. unter
www.politischejugendbildung.de). 

Aus der Fülle der darin präsentierten
Angebote sticht ein besonders erfolg-
reiches Bildungskonzept hervor: Der
„Demokratieführerschein – Der Füh-
rerschein zum Mitmischen in Deiner
Stadt“. Dieses Seminarkonzept ver-
knüpft kommunalpolitisches Fakten-
wissen mit aktivierenden Methoden. Im
Rahmen eines „Curriculums“, das 30
Unterrichtseinheiten umfasst, werden
mit Hilfe eines didaktischen Leitfadens
sechs Module angeboten, die folgende
Themenfelder aufgreifen: Wie sehe ich
meine Stadt oder Gemeinde? Wie funk-
tioniert Kommunalpolitik? Wie kann ich

Kinder und Jugendliche machen auf sich aufmerksam
(VHS Suhl)
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verhandeln und reden? Was sind die ak-
tuellen Themen der Politik und Öffent-
lichkeit? Welche Werte bestimmen po-
litisches Handeln? Wie ist mein Ausblick
in die Zukunft?

Die in einem Leitfaden zusammenge-
fassten Module sind inhaltlich offen und
methodisch flexibel, machen aber ande-
rerseits strukturelle Vorgaben. Aus-
gangspunkt ist dabei immer ein von den
Jugendlichen selbst gewähltes kommu-
nalpolitisches Anliegen. Immer bezogen
auf dieses Vorhaben lernen die Jugendli-

chen schrittweise das Problem und ihre
Interessen zu beschreiben, sich kommu-
nalpolitisches Wissen anzueignen und
einzusetzen und dabei die Rolle von Öf-
fentlichkeit und Medien zu erkennen und
zu nutzen. „Entlang der konkreten Fra-
gen und Herausforderungen, die auf-
kommen, wenn es darum geht, eigene
Ideen umzusetzen, recherchieren die Ju-
gendlichen die Informationen, die sie
benötigen, um in ihrem Projekt weiter-
zukommen, und üben, was sie zur Um-
setzung ihres Vorhabens können sollten.
So gewinnen sie Recherche- (= Lern-),
Kommunikations-, Präsentations-, Ver-
handlungs- und Lösungs-Kompetenzen.
Sie lernen kommunalpolitisch relevante
Adressaten und die politischen Wege und

Formen kennen. Und fast nebenbei ler-
nen sie, sich eine Meinung zu bilden, ei-
gene Interessen zu formulieren und frem-
de wahrzunehmen, Perspektiven zu wech-
seln, solidarisch zu sein, Kompromisse
einzugehen und Entscheidungen anhand
demokratischer Verfahren zu finden.“
(Becker 2010, S. 122) Als Abschluss des
„Demokratieführerschein“ präsentieren
die Teilnehmer in Kleingruppen ihre Pro-
jekte und können einen Multiple-Choi-
ce-Test zu kommunalpolitischen Fragen
ablegen. Anschließend erhalten sie ihren

persönlichen „Demokratie-
führerschein“, der von ei-
nem Begleitschreiben der
Handels- und Handwerks-
kammern begleitet wird, das
das besondere Engagement
der jungen Menschen her-
vorhebt. Entwickelt und pi-
lotiert wurde der Demokra-
tieführerschein vom Lan-
desverband der Volks hoch -
schulen von NRW e.V. mit
finanzieller För derung der
Landeszentra le für politische
Bildung NRW. Mittlerwei-
le wird das Seminarkonzept
bundesweit in Volkshoch-
schulen angeboten. Sein be-
sonderer Erfolg liegt darin,
dass auch bildungsferne Ju-
gendliche damit erreicht
werden und diesen Beteili-
gungsmöglichkeiten in
ihrem unmittelbaren Le-
bensumfeld ganz konkret
aufgezeigt werden können.
Aus allen Volkshochschulen,

die den Demokratieführerschein bislang
angeboten haben, wird berichtet, dass Po-
litik und Verwaltung die kommunalpoli-
tischen Anliegen der jungen Menschen
ernst genommen haben und so zum Er-
folg des Seminarkonzepts beitragen. Im
Rahmen des Demokratieführerscheins
der VHS Lingen beispielsweise haben
sich bildungsferne Jugendliche und jun-
ge Erwachsene mit der Situation im Be-
gegnungszentrum in ihrem Stadtteil aus-
einandergesetzt und ein neues Nut-
zungskonzept, das auch einen Anbau
vorsieht, entwickelt. Nach anfänglicher
Skepsis auf beiden Seiten übernahmen
Politik und Verwaltung in Lingen die
Ideen und Konzepte der VHS-Teilneh-
mer und setzten diese in die Tat um. Jür-

gen Blohm, der den Demokratieführer-
schein an seiner VHS angeboten hat,
kommt deshalb zum Fazit: „Werden Ju-
gendliche ernst genommen und ihre An-
liegen berücksichtigt, so ist ihr Engage-
ment enorm. Der geplante Anbau kommt
nicht nur ihnen zugute – ein ganzes Stadt-
gebiet profitiert! Und die Jugendlichen
selbst: Sie haben Selbstbewusstsein ,ge-
tankt‘ und einen Teil ihrer Skepsis ge-
genüber staatlichen Stellen verloren. Re-
signation und Skepsis konnten abgebaut
werden. Sie haben Abläufe in der Kom-
mune kennengelernt und die Erfahrung
gemacht, dass es sich lohnt sich zu en-
gagieren.“ (Blohm 2011, S. 10)

Der Demokratieführerschein ist nur
eines der vielen Beispiele, die zeigen,
dass Volkshochschulen kompetente Lern-
orte der außerschulischen politischen
Bildung sind. Sie eignen sich als Lern-
partner in Kooperation mit Schulen, der
Sozialarbeit und allen Einrichtungen der
außerschulischen Bildung auf kommu-
naler Ebene. 
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Die Projektidee

Im Zentrum des durch die Robert-Bosch-
Stiftung geförderten Denkwerk-Projekts
„Bremer Stadtforscher“ steht das Be-
streben, Jugendliche an demokratische
Grundwerte über die reflexive Ausein-
andersetzung mit lokalen Beispielen
kommunaler Partizipation heranzu-
führen. Das Denkwerk initiiert diesbe-
züglich Projekte des entdeckend-for-
schenden Lernens, die in enger Koope-
ration von Schule und Universität
realisiert werden. 

Die Bremer Stadtforscher-Projekte
flankieren den regulären Fachunterricht
der beteiligten Fächer Politik, Ge-
schichte, Geographie bzw. Welt- und
Umweltkunde. Jedoch sind die jeweili-
gen Untersuchungsgegenstände von den
Jugendlichen selbst ausgewählte Perso-
nen, Institutionen, Diskurse und Projekte
in ihrem Umfeld, die in Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft auf unter-

schiedliche Weise „vor Ort“ an der Mei-
nungsbildung, Entscheidung und Ge-
staltung in der Stadt Bremen, ihren Stadt-
teilen oder dem unmittelbaren Woh-
numfeld mitgewirkt haben.
Entsprechende Projektthemen waren im
Schuljahr 2010/11 beispielsweise: Mi-
gration nach Bremen – Schwerpunkt Ar-
beitsmigration; Das Gymnasium in Bre-
men: Von welchen Faktoren hängt der
Bildungszugang und -erfolg ab?; Bre-
mer Jugendliche im Umgang mit Poli-
tik, Neonazis in Bremen u.v.m. (ein Pro-
jektarchiv ist unter www.uni-bremen.de/
zedis einsehbar). Die Projektthemen ste-
hen unter einem jährlich wechselnden
fächerübergreifend-integrativen sozial-
wissenschaftlichen Rahmenthema: 

Jahr I „Bremens Zukunft gemeinsam
gestalten“

Jahr II „Bremen zwischen Tradition und
Wandel“

Jahr III „Bremen und die Welt“

Die Rahmenthemen sind bewusst weit
gefasst, um dadurch Raum für die akti-
ve und selbstständige Erarbeitung von
Fragestellungen zu geben. Sie bieten aber
gezielt verschiedene Referenzen aus Per-
spektive der involvierten universitären
Disziplinen. 

Das Projektkonzept

Die Zielgruppe des „Bremer Stadtfor-
scher“-Projekts sind in Absprache mit
den Kooperationsschulen in der Regel
die Klassenstufen 9 bis 12. Diese Ein-
grenzung fällt mit der Bedingung zu-
sammen, dass die Schülerinnen und
Schülern dieser Klassenstufen gemäß
der Rahmenrichtlinien des Bundeslan-
des Bremen verpflichtet sind, selbstän-
dige Facharbeiten und/oder Projektleis -
tungen zu erstellen. So ist es in der Kon-
zeption bedacht, dass die im Rahmen der
„Bremer Stadtforscher“ erbrachten Er-
gebnisse als reguläre Schulleistungen
auch in die schulische Benotung mit ein-
fließen können. 

In ersten Beratungstreffen zwischen
den jeweiligen Kooperationsschulen und
der universitären Projektleitung ent-
scheidet sich, welche Lerngruppen ei-
nes Jahrgangs sich in welchem Fachun-
terricht am Stadtforscher-Vorhaben be-
teiligen. Den „offiziellen“ Beginn eines
Stadtforscher-Durchlaufs markiert dann
die Ausschreibung eines Rahmenthemas
(siehe oben), zu dem die einzelnen be-
teiligten Lerngruppen eigene Projekt-
themen und Forschungsfragen ent-
wickeln können. Um diese Findungs-
phase zu unterstützen werden die Schüler
an die Universität zu einem gemeinsa-
men „Markt der Ideen“ mit inhaltlichen
und methodischen Anregungen zum The-
ma eingeladen. Hier stellen sich auf das
Rahmenthema und auf das Forschende
Lernen im Allgemeinen bezogene ex-
terne Kooperationspartner (-organisa-

10 polis 2/2012

Die „Bremer Stadtforscher“ 
Forschendes Lernen im sozialwissenschaftlichen Unterricht

von Sonja Borski, Andreas Klee, Luisa Lemme und Sarah Meitzner

Sonja Borski (vorne links), Luisa Lemme (hinten links), Sarah Meitzner (hinten rechts)
und Andreas Klee (vorne rechts) sind verantwortlich für die Organisation und Durch-
führung der „Bremer Stadtforscher“ und Mitglieder der AG Politikdidaktik im Zentrum
für die Didaktiken der Sozialwissenschaften (ZeDiS) an der Universität Bremen.  
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hinzugezogen, um den Diskutantenkreis
zu erweitern. Der „Stadtforscher-Kon-
gress“ dient so nicht nur dem Dialog un-
ter den Beteiligten und als Anregung für
die nachfolgenden Schuljahrgänge, son-
dern auch zur Förderung der öffentli-
chen Wahrnehmung der Denkwerk-In-
itiative. Die Projektevaluation erfolgt
unter studentischer Mitwirkung im (Ma-
sterarbeiten) und ist Teil der univer-
sitären Qualifikation.

Insgesamt zeichnen sich „Bremer
Stadtforscher“ somit durch eine spezi-
fische Infrastruktur zur Begleitung der
Schülerprojekte aus. Die zentralen Ele-
mente dieser „Lernumgebung“ sind: 

• Studentische Projekthelfer (aus den
Master of Education – Studiengän-
gen Geschichte, Politik oder Geo-
graphie) haben in ihren obligatori-
schen Fachpraktika bereits unter-
r ichtsprakt ische Erfahrungen
ge  sam melt. Sie werden in einer je-
weils im Wintersemester stattfin-
denden Lehrveranstaltung des Mo-
duls „Fachdidaktik im sozialwissen-
schaftlichen Kontext“ speziell für die
Projektbegleitung ausgebildet. 

• Wissenschaftler der beteiligten Fa-
chinstitute (Politik, Geschichte, Geo-
graphie) und externe Referenten
führen Workshops für Schüler im
Schnittfeld ihrer eigenen Forschung
und Lehre mit den jeweiligen Pro-
jektthemen durch. Ein Schwerpunkt

tionen), wie z.B. das Staatsarchiv, die
Stadtbibliothek, lokale Vereine und In-
itiativen oder Museen vor.

Um die Projekte sinnvoll in die Schul-
struktur und -organisation einzubinden,
beginnt die „Kernzeit“ der Projekte mit
dem 2. Schulhalbjahr und endet mit Be-
ginn der Osterferien. Eine solche Pha-
sierung unter Berücksichtigung der Vor-
lesungszeiten der Universität gewähr-
leistet das Mitwirken von Studierenden
als kooperative Projekthelfer. Sie sind
einerseits Teil der universitären Unter-
stützungsinfrastruktur für die beteilig-
ten Schulen, andererseits profitieren sie
selbst aber auch von dieser Praxiser-
fahrung. 

In der Kernzeit der Projektphase fin-
den außerdem fachwissenschaftliche
Workshop-Angebote, ein Methoden-
trainings-Seminar und „1.Hilfe-Veran-
staltungen“ für „Projekt-Notfälle“ statt.
Gleichzeitig intensiviert sich in dieser
Zeit die Zusammenarbeit mit den ex-
ternen Kooperationspartnern.

Das „Bremer-Stadtforscher“- Jahr
mündet in einem gemeinsamem „Stadt-
forscher-Kongress“. Dieser steht im Zei-
chen der konstruktiven Ergebnisprä-
sentation und der Diskussion des Pro-
jektverlaufs, insbesondere in Hinblick
auf das forschende Lernen. Zu dieser
öffentlichen Veranstaltung werden zu-
dem auch Repräsentanten des öffentli-
chen Lebens, insbesondere Akteure des
politischen Geschehens im Stadt/-teil

liegt hier auf der altersgemäßen Ver-
mittlung fachspezifischer und so-
zialwissenschaftlicher Methoden. 

• Wissenschaftler der Universität Bre-
men beteiligen sich am „Stadtfor-
scher-Kompetenzpool“, in den auch
außerschulische Kooperationspart-
ner ihre technische, organisatorische
und inhaltliche Hilfe einbringen. Die-
se beinhaltet beispielsweise Ange-
bote zum Projekt-Coaching, Works-
hops zur professionellen Präsentati-
on von Ar beits ergebnissen und zur
Medienkompetenz, die von einzel-
nen Projektgruppen nach Bedarf „ge-
bucht“ werden können. Die Entschei -
dung über die Inanspruchnahme au -
ßeruniversitärer und außerschu lischer
Fachkompetenz aus dem „Kompe-
tenzpool“ liegt bei den einzelnen Ko-
operationsschulen/-gruppen

• In der universitären „Stadtforscher-
Werkstatt“ findet eine regelmäßige
didaktische Beratung für Projekt-
schüler und Lehrkräfte statt, es wer-
den Materialien und Literatur zum
forschenden Lernen in Projekten und
zum Rahmenthema gesammelt und
präsentiert. 

Die Projektziele

Das Denkwerk „Bremer Stadtforscher“
zielt erstens übergreifend auf selbstak-
tives Lernen der Schüler und zweitens
auf die Verstetigung des Zusammen-
wirkens von Universität, Schulen und
Stadt. 

Zunächst schafft das Modell „Bre-
mer Stadtforscher“ neue schulübergrei-
fende Strukturen für schüleraktive,
thema tisch gerahmte Untersuchungen.
Diese Kooperation von Schule und Uni -
ver sität ermöglicht es interessierten Ju -
gendlichen, altersgemäße, individuel le
und wissenschaftlich begleitete Erfah-
rungen mit den Denkweisen und Me-
thoden der Geistes- und Sozialwissen-
schaften zu sammeln. Zudem bieten die
„Bremer Stadtforscher“ mit dem am for-
schenden Lernen orientiertem Konzept
für Lehrkräfte in der Unterrichtspraxis
eine entscheidende Unterstützung bei
der Entwicklung fachspezifischer Sach-
und Methodenkompetenzen durch pro-
jektorientierte und wissenschaftspropä-
deutische Arbeitsweisen. Gleichzeitig

Schüler und Schülerinnen informieren sich auf dem „Markt der Ideen“.
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zeigt es im Bereich der universitären
Ausbildung und der schulischen Praxis
Möglichkeiten zum übergreifenden, in-
tegrativen Arbeiten in den sozial- und
geisteswissenschaftlichen Unterrichts-
fächern auf. Die dabei vertretene Auf-
fassung von Lehren und Lernen zielt auf
verstärkte Selbstwirksamkeits-Erfah-
rungen der beteiligten Jugendlichen und
bildet somit eine wesentliche Voraus-
setzung für eine nachhaltige Implemen-
tierung demokratischer Grundhaltungen.
Das Denkwerk stärkt das Interesse der
Jugendlichen an gesellschaftlichen The-
men, Fragen, Entwicklungen und Dis-
kursen in ihrem eigenen Stadtteil bzw.
ihrem persönlichen und schulischen Um-
feld. Darüber hinaus soll das Denkwerk
nicht zuletzt auch für ein geistes- und
sozialwissenschaftliches Studium wer-
ben.

Die unterrichtswissenschaftliche Eva-
luation der „Stadtforscher-Projekte“ im
Rahmen des „Schulbezogenen For-
schungspraktikums“ seitens der Studie-
renden, ermöglicht sowohl den Partner-
schulen eine Weiterentwicklung ihres
Profils als auch eine Stärkung der Pra-
xisrelevanz der universitären Lehrer-
ausbildung.

Zudem stärkt die Einbindung ver-
schiedener lokaler Kooperationspartner
und die thematische Verankerung von
Themen mit Bezug zur Stadt Bremen die
regionale Vernetzung. Innerhalb des Pro-
jektes intensiviert sich die Zusammen-
arbeit der universitären Geistes- und So-
zialwissenschaften mit Schülern und

Lehrkräften der Partner-Schulen, weite-
ren Lehrkräften aus fachspezifischen
Netzwerken und mit Partnern der außer-
schulischen Jugendbildung. 

Erfahrungen aus dem ersten
Durchgang

Die vielfältigen Projektpräsentationen
auf dem Stadtforscher-Kongress 2011
illustrieren, welche individuell-kreati-
ven Forschungsmöglichkeiten forschend-
entdeckendes Lernen unter einem Rahm-
enthema wie „Bremens Zukunft ge-
meinsam gestalten“ eröffnen kann: 200
Schüler sind ihren Forschungsinteres-
sen nachgegangen und haben ihre Pro-
jektergebnisse u.a. in Form von Podcasts,
Brettspielen und Filmen vorgestellt. Das
ist sicherlich ein Erfolg. Dennoch bietet
das Projekt eine Vielzahl von Entwick-
lungspotentialen. 

Da die Stadtforscher-Projektarbeiten
situativ auch in schulische Inhalte ein-
gebettet sind und in die Benotung ein-
fließen können, stellte die freie und auf
individuellen Interessen beruhende Pro-
jektthemenwahl durch die Schülerinnen
und Schüler vereinzelt eine Herausfor-
derung dar, da entgegen der ursprüngli-
chen Intention des Programms doch in-
haltliche Vorgaben von den Lehrperso-
nen gemacht wurden. Hier bedarf es
eines noch intensiveren Miteinanders
von Schule und Universität. Vor allem
die fachdidaktische Begleitung ist hier
aufgefordert noch stärker über metho-

dische Szenarien nachzudenken, die die
Maßgaben des forschend-entdeckenden
Lernens mit den Notwendigen der schu-
lischen Praxis zusammen denken. Die
Erfahrung aus dem ersten Durchgang
zeigt, dass inspirierende und methodisch-
wissenschaftliche Beratung bei der The-
menfindung von den Schülern gerne an-
genommen wird, ihnen aber die Wahl
des Themas freigestellt sein sollte. Dies
stellt nicht nur sicher, dass das Projekt-
thema subjektive Bedeutsamkeit erlangt
und sich dadurch Motivation und Be-
geisterung für forschend-entdeckendes
Lernen über den gesamten Projektzeit-
raum aufrechterhalten lassen, sondern
entspricht auch den Grundprinzipien des
forschenden Lernens. 

Eine weitere Herausforderung ergibt
sich aus der zögerlichen Wahrnehmung
externer Workshopangebote durch die
beteiligten Schulen. Die Internetpräsenz
der Denkwerkinitiative „Bremer Stadt-
forscher“ (www.uni-bremen.de/zedis)
soll zukünftig noch stärker in den Pro-
jektverlauf eingebunden werden, um für
die Schüler die Wahrnehmung von uni-
versitären Methodenworkshops und Hil-
festellungen außerschulischer Koopera-
tionspartner aus dem Stadtforscherkom -
petenzpool zu erleichtern. Zudem kann
so die Transparenz der schülereigenen
Projektplanungen erhöht und schon früh,
lange vor dem Stadtforscherkongress,
eine öffentliche Wertschätzung ihrer Pro-
jekte gewährleistet werden. 

Die Vernetzung von Universität,
Schule und Stadt erweist sich insgesamt
für alle Beteiligten als sehr fruchtbar –
die Zusammenarbeit von Universität und
Schulen ist gestärkt worden und für die
studentischen Mentoren bietet sich die
Möglichkeit, pädagogische Erfahrungen
außerhalb der obligatorischen Schul-
praktika zu sammeln. Vor allem aber
wird den Bremer Stadtforschern durch
selbstständiges Forschen und Entdecken
Einblicke in sozialwissenschaftliches
Arbeiten, Themen ihrer lokalen Umge-
bung und Selbstwirksamkeits-Erfah-
rungen ermöglicht, die im Schulalltag
so nicht erreichbar sind.

Auf dem Stadtforscher-Kongress stellen Schülerinnen und Schüler ihre Projekte zur 
Diskussion.

w
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Von einer Idee: Junge Menschen haben
Mitspracherechte und brauchen Öffent-
lichkeit – Kinder und Jugendliche müs-
sen verstärkt an neue Medien herange-
führt und für den Umgang mit ihnen sen-
sibilisiert werden. – Diese Forderung
stellen PolitikerInnen, LehrerInnen und
MedienpädagogInnen immer wieder.

... über ein studentisches Projekt:
Das können wir mit KinderreporterIn-
nen in der Kommune umsetzen. – Im Jahr
2010 beschließt eine studentische Pro-
jektgruppe der Universität Kassel, ein
KinderreporterInnen-Projekt zu initiie-
ren: KasselAssel-KinderreporterInnen.
Mit ihrem fächerübergreifenden Projekt
versuchen sie als Mittler zwischen Stadt,
Universität und Schule, Kommunalpo-
litik für junge Menschen leicht ver-
ständlich zu machen.

... hin zur Kooperation als Verein:
Wir kooperieren als Verein mit Stadt,

Universität und Schule. – Nach der er-
folgreichen Durchführung des Pilotpro-
jekts wurde das Konzept in neue Zu-
sammenhänge eingebunden und eine
Professionalisierung der Kooperation
vorangetrieben.

Von der Idee: KasselAssel-
KinderreporterInnen

Ziele des Projektes

Kindern eine Möglichkeit zu schaffen,
sich über aktuelles (politisches) Ge-
schehen in ihrem Nahbereich kindge-
recht zu informieren und gleichzeitig ih-
re eigenen Interessen lautstark in kom-
munalpolitische Debatten einzubringen,
war das Ziel einer studentischen Pro-
jektgruppe der Universität Kassel. Aus-
gangspunkt bildeten die Beteiligungs-

rechte der UN-Kinderrechtskonvention,
insbesondere die die Informationsmög-
lichkeiten junge Menschen betreffenden
Artikel 17, 18 und 19 (Emde/Grüning
2011).

Dem Bedarf an politischen Informa-
tionsangeboten für junge Menschen ge-
recht zu werden, versuchen auf Bun-
desebene die „logo!“-Kindernachrich-
ten des Zweiten Deutschen Fernsehens
(ZdF). In regionalen Nachrichtenange-
boten fehlen oftmals kommunale Infor-
mationen und sie stellen keinen Bezug
zur Lebenswelt junger BürgerInnen her.
Auch sind die Nachrichten nicht auf die
Interessen unterschiedlicher Alters-
gruppen abgestimmt. Beides hängt mit
zwei Aspekten zusammen: Einerseits der
nicht vorhandenen Möglichkeit, „die
Kinder nicht nur den Status der Konsu-
menten, sondern auch den der Produ-
zenten einnehmen zu lassen“ und ande-
rerseits der mangelnden finanziellen Aus-
stattung der Redaktionen (Schmidbauer
1993, S. 9).

Diese Schwierigkeiten gilt es zu über-
winden, um einerseits Urteils-, Orientie -
rungs- und Handlungskompetenzen zu
fördern und um des Weiteren den Be-
dürfnissen junger Menschen nach einem
Sprachrohr gerecht zu werden, welches
ihnen Schnittstellen der eigenen Inter-
essenwahrnehmung und -durchsetzung
auf kommunaler Ebene aufzeigt.

Konzept

Junge Menschen aus der Stadt Kassel im
Alter von 12-14 Jahren berichten kind-
gerecht Gleichaltrigen oder Jüngeren über
die aktuelle Stadtpolitik und wer den so
zu kommunalen Kinderreportern. Neben
einer aktuellen Berichter stat tung werden
die kommunalpolitischen Institutionen
medial aufgearbeitet und über anschau-
liche Web-Dar  stellung (www.kasselas-
sel.de) anderen Kindern zum Kennenler-
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Die KasselAssel-KinderreporterInnen  
Von einer Idee über ein Projekt zu einem Verein

von Oliver Emde und Maria Grüning

Oliver Emde studierte an der Universität
Kassel Geschichte und Politik und Wirt-
schaft für das Lehramt an Gymnasien
und ist Mitinitiator des Projekts „Kasse-
lAssel-Kinderreporter“ und des Vereins
„Die Kopiloten e.V. – Politische Bildung
im kommunalen Raum” in Kassel. 
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Maria Grüning studierte an der Univer-
sität Kassel Biologie und Germanistik für
das Lehramt an Gymnasien und ist enga-
giert bei dem Projekt „KasselAssel-Kin-
derreporter“, das seit Ende 2011 durch
den überparteilichen Verein „Die Kopilo-
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nalen Raum” in Kassel organisiert wird. 
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 die Potentiale eines herkömmlichen Pro-
jektunterrichts erweitert.

Unter dem Begriff der Kooperation
wird hier ein arbeitsteiliges Zusam-
menwirken unterschiedlicher Partner
verstanden, bei dem an einer gemein-
sam entwickelten Zielstellung gearbei-
tet wird und durch die entstehenden Syn-
ergieeffekte eine erhöhte Handlungs-
fähigkeit erreicht werden kann (Santen/
Se ckinger 2003, Prüß 2004). Im Ver-
gleich zum Projektunterricht, bei dem
ebenfalls eine Zusammenarbeit mit ex-
ternen Partnern anzustreben ist (Gud-
jons 2008), wird mit dem Begriff der
Kooperation eine kontinuierliche, in ei-
nem Rahmen institutionalisierte und von
mehreren Partnern gleichwertig organi-
sierte Zusammenarbeit verbunden.

Das Konzept und die Ziele des Kin-
derreporterInnen-Projekts werden von
Studierenden innerhalb eines didakti-
schen Projektseminars an der Univer-
sität Kassel geplant. Diese Form der
Konzeptentwicklung erfüllt zunächst
nicht das erste Kriterium der von Ar-
noldt und Züchner formulierten notwen -
digen Voraussetzungen für eine gelin-
gende Kooperation (Arnoldt/Züchner
2008, S. 637), wonach die Kon zept  ent -
wicklung mit allen teilnehmenden Part-
nern gemeinsam erfolgen sollte.

Jedoch wird den Anforderungen in-
sofern entsprochen, als dass das Kon-
zept zusätzlich gemeinsam mit den Leh-
rerInnen der teilnehmenden Klassen den
jeweiligen schulischen Bedingungen und
der Zusammensetzung der Lerngruppe
angepasst wird (hier: Projektumfang,
Komplexität, Einbindung für LehrerIn-
nen etc.). Die Identifikation der Lehre-

rInnen mit dem
Projekt, grund-
legenden Vor-
aussetzungen
für jede Form
von Kooperati-
on, wird somit
gestärkt.

Während des
Projekts kommt
es zu einer en-
gen Kooperati-
on zwischen
den Lehrkräften
an den Schulen
und Studieren-
den der Univer-

nen angeboten. Außerdem sollen eigene
Interessen und Forderungen formuliert
und gegenüber Politik und Gesellschaft
artikuliert werden, sodass ein Sprachrohr
für die Belange junger Bürgerinnen und
Bürger entsteht.

Das Projekt „KasselAssel“ kann so-
wohl in den schulischen Unterricht in-
tegriert werden, als auch in außerschu-
lischen Angeboten verwirklicht werden
(Jugendzentren, AG- und Ferienange-
bote). Eine Kombination unterschiedli-
cher, parallel arbeitender Redaktionen
von KinderreporterInnen ist dabei an-
gestrebt. So organisiert ein studentisches
Team die Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Partnern (Stadtverordne-
tenversammlung, städtische Verwaltung,
Lokalmedien), koordiniert die Teilneh-
merInnen und führt auch eigenständig
Projekt- und Unterrichtseinheiten durch.

Vom studentischen Projekt zur
Kooperation

Kooperationen zwischen Schule und au -
ßer schulischen Partnern finden in ver-
schiedenen Formen und in unterschied-
licher Intensität statt (Thimm 2008). Das
Konzept der KinderreporterInnen aus
Kassel kann als „projektorientierter Un-
terricht mit Unterstützung externer Part-
ner“ bezeichnet werden, da sich das Kon-
zept an den Phasen der Gudjonschen De-
finition von Projektunterricht orientiert
(Gudjons 2008). Dennoch spricht hin-
sichtlich der Entwicklung des Projekts
einiges dafür, dass hier eine dauerhafte
Kooperation zwischen Universität, Schu-
len und kommunaler Politik entsteht, die

sität (ebd.), von der beide Seiten profi-
tieren: Studierende können aus dem Er-
fahrungsschatz der LehrerInnen schöp-
fen und wertvolle Rückmeldungen auch
für ihre weitere pädagogische Arbeit er-
halten. Der Umgang mit jungen Men-
schen kann eingeübt werden, das Pro-
jekt bietet damit einen zusätzlichen Pra-
xisbezug im Lehramtsstudium und die
Studierenden bewegen sich in einem be-
wertungsfreien Experimentierraum, der
durch universitäre und schulinterne Be-
ratung sorgfältig vorbereitet und inten-
siv betreut wird. Die en ge Zusammen-
arbeit mit dem Fachgebiet Didaktik der
politischen Bildung an der Uni versität
Kassel, das auch für die Koordination
der Schulpraktischen Studien zuständig
ist, unterstützt deshalb eine dauerhafte
Durchführung und Etablierung des Pro-
jekts in den kooperierenden Schulen.

Die Teamarbeit zwischen Erfahrenen
und noch Lernenden kann für beide Sei-
ten gewinnbringend sein, wenn das Ge-
genüber als gleichwertiger Partner an-
gesehen wird und keine einseitigen
Machtgefälle oder Abhängigkeitsver-
hältnisse bestehen. So kann sich während
der gemeinsamen Projektphase eine
„symmetrische Wechselbeziehung der
Akteure“ entwickeln (Florecke/Holtap-
pel 2004, S. 916).

Den LehrerInnen wird eine hilfrei-
che Unterstützung für die Planung und
Durchführung des Unterrichts angebo-
ten, die den straff organisierten Schulall-
tag entspannen kann. Weiterhin können
die Lehrkräfte durch Hospitation ihre
SchülerInnen aus einer anderen Per-
spektive kennenlernen. Auf diese Wei-
se ist auch die Möglichkeit gegeben,
dass erfrischende Ideen von Studieren-
den den eigenen Unterricht nachhaltig
bereichern können . 

Die Praxisphase des Projekts erhebt
den Anspruch, an die curricularen In-
halte der Fächer Deutsch- und Politik-
und Wirtschaft anzuknüpfen und vor-
gegebene Lehr- und Lernziele zu über-
nehmen. Darüber hinaus ist das Projekt
kompetenzorientiert und wirkt auf die-
se Weise den Befürchtung einiger Leh-
rerInnen entgegen, durch ein zeitinten-
sives Projekt den vorgegebenen Stoff
nicht bewältigen zu können. So kann
den Kriterien von Arnoldt und Züchner
für gelingende Kooperationen, nämlich
die Übernahme von Bildungsangeboten

Abb. 1: KasselAssel-Kinderreporterinnen der Amos-Comenius-Schule
Kassel interviewen Stadtbaurat Christof Nolda zu Schlaglöchern auf
Kasseler Straßen, im August 2011.
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durch Kooperationspartnern sowie eine
enge Verzahnung von Angeboten und
Unterricht, hier weitgehend entsprochen
werden.

Um das Kriterium der „institutionel-
len Kommunaktionsabläufe“ (Ar-
noldt/Züchner 2008, S. 637) realisieren
zu können, gibt es entweder die Mög-
lichkeit, den außerschulischen Koope-
rationspartnern Zutritt zu bestehenden
schulischen Gremien zu gewähren (hier:
Fachgruppen Deutsch, Politik und Wirt-
schaft), oder es wird ein neues Gremi-
um geschaffen, in dem die Kooperati-
onspartner miteinander kommunizieren
(ebd.).

Besonders in Projekten mit vielen un-
terschiedlichen Akteuren ist es wichtig,
eine Kommunikation zwischen allen Pro-
jektbeteiligten herzustellen. Daraus re-
sultiert eine komplexe Kommunikati-
onsstruktur, mit der ein Team von Stu-
dierenden, das neben dem Studium und
der ehrenamtlichen Arbeit in den Pro-
jektschulen auch noch als Vermittler zwi-
schen den Kooperationspartnern agie-
ren soll, jedoch überfordert ist. Hierfür
bedarf es einer professionellen Projekt-
leitung, die die Koordination übernimmt
und den Kommunikationsanforderun-
gen der verschiedenen Projektpartnern
gerecht wird. 

Professionalisierung als 
Kooperationspartner

Mittlerweile befindet sich das Projekt
auf dem Weg der Institutionalisierung
und Professionalisierung und damit zu
einem qualifizierten außerschulischen
Kooperationspartner für die Kasseler
Schulen. So sind bereits an mehreren
Schulen neue KasselAssel-AG-Ange-
bote entstanden, und das Kinderrepor-
terInnen-Projekt wird auf den außer-
schulischen Bereich der Jugend- und So-
zialarbeit erweitert und gestaltet so die
lokale Bildungslandschaft mit.

Um die erfolgreiche Arbeit der stu-
dentischen Initiative zu verstetigen, aber
auch, um anderen jungen und innovati-
ven Projekten im Bereich der politischen
Bildung einen Nährboden zu bereiten,
wurde im August 2011 gemeinsam mit
den InitiatorInnen des Konsumkritischen
Stadtrundgang Kassel der Verein „Die
Kopiloten e.V. – Politische Bildung im

kommunalen
Raum“ gegrün-
det. Insbesonde-
re über die lo-
kale Veranke-
rung versucht
der Verein mit
innovativen Bil-
dungskonzepten
möglichst viele
jungen Men-
schen die Be-
deutung von
Part izipation
und Nachhaltig-
keit zu vermit-
teln.

Dass die bei-
den Projekte
kei ne Einzel -
fälle sind, zeigt
das vielfältige
B i l  d u n g s  a n  -
gebot des Ver -
eins: Zu den ursprünglichen Kopiloten-
Projekten haben sich eine Umwelt-AG
und eine Nachhaltigkeitsinitiative ge-
sellt, außerdem wird in dem neuen Pro-
jekt „KASSEL IST SCHÖN!“ auch der
medienpädagogisch gearbeitet. Durch
die weitgehende Autonomie der einzel-
nen Pro jekte, durch die Differenzierung
unterschiedlicher Mitgliedschaftsformen
und durch die Einberufung eines wis-
senschaftlichen und jungen Beirates ver-
sucht der gemeinnützige und überpar-
teiliche Verein „Die Kopiloten e.V.“ sei-
ne Organisationsstrukturen den Be  din-
  gungen der Kooperationsformen an -
zupassen.

Wir sind gespannt, wohin die Reise
der „Kopiloten“ gehen wird und freuen
uns auf viele spannende Erfahrungen.
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Abb. 2: Der Verein „Die Kopiloten e.V.” vermittelt innerhalb des
Handlungsfeldes der politischen Bildung im kommunalen Raum mit
den Kooperationspartnern Universität, Stadt und Schule. In enger
Zusammenarbeit mit der Universität (1) werden Projekte konzipiert,
geplant und durchgeführt, die sich mit Prozessen, Strukturen und
Akteuren der Stadtpolitik (2) handlungsorientiert im schulischen
Kontext auseinandersetzen (3). Der Verein lässt neue Lehr-Lern-Si-
tuation zwischen Stadt, Universität und Schule (4-6) entstehen,
durch die ein gewinnbringender Erfahrungsaustausch zwischen Stu-
dierenden, SchülerInnen/ LehrerInnen und KommunalpolitikerInnen
angeregt wird.
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Die Diskussion um Kooperationen zwi-
schen Schule und außerschulischen Part-
nern in der politischen Bildung ist noch
nicht sehr ausgeprägt. Kooperationen
unterscheiden sich von einer Nutzung
außerschulischer Lernorte, für die es vie-
le Beispiele gibt, etwa wenn es um Er-
kundungen von Parlamenten, Gerichten
u.ä. geht oder Museen, Gedenkorte oder
auch Betriebe besucht werden. Koope-
rationen sind weniger punktuell, bezie-
hen sich also auf einen gemeinsamen
Prozess. Bisher gibt es dazu nur verein-
zelte übergreifende Untersuchungen, die
allerdings vielfältige und zahlreiche Kon-
takte von Schulen mit außerschulischen
Akteuren belegen. Es herrscht hier meist
ein additives Verhältnis vor, innerhalb
dessen fremde Lernsettings nicht immer
in all ihren Potentialen genutzt werden

(Behr-Heintze/Lipski 2005, Arnold/
Züchner 2008). Ein großer und bedeu-
tender Bereich, in dem Kooperationen
eine zunehmend wichtige Rolle spielen,
ist die sich erweiternde Ganztagsschu-
le, hier gibt es inzwischen auch For-
schungsergebnisse über die konkrete Ar-
beit.

Kooperation wird als ein Verfahren
betrachtet, „bei dem im Hinblick auf ge-
teilte oder sich überschneidende Ziel-
setzungen durch Abstimmung der Be-
teiligten eine Optimierung von Hand-
lungsabläufen oder eine Erhöhung der
Handlungsfähigkeit bzw. Problemlö-
sungskompetenz angestrebt wird“ (San-
ten/Seckinger 2003, S.29). Eine Zu-
sammenarbeit ist also dann als Koope-
ration zu bezeichnen, wenn beide Partner
an einer gemeinsamen Zielstellung ar-

beiten, arbeitsteilig ihre Aufgaben er-
füllen, wenn durch die Zusammenarbeit
ein besseres, neues Ergebnis entsteht,
und wenn ein Prozess organisiert wird,
der den Interessen beider Partner gerecht
wird (Prüß 2004). 

Im Vergleich zu Schulen mit eher en-
geren Zeitstrukturen haben Kooperati-
onspartner oft mehr Möglichkeiten, pro-
jektartig bzw. handelnd experimentell
Zugänge zum Verständnis auch politi-
scher Herausforderungen zu schaffen.
Die Zusammenarbeit ist allerdings zu-
weilen nicht unproblematisch, wenn man
bedenkt, dass außerschulische Anbieter
interessengeleitet an die Schule heran-
treten. In der Regel haben Nichtregie-
rungsorganisationen, Vereine, Verbände
eine bestimmte Absicht hinter ihrer Ar-
beit, die dann auch für die Schülerinnen
und Schüler im Rahmen einer Koope-
ration deutlich sichtbar werden muss.
Hierbei ist aus schulischer Perspektive
Qualitätssicherung zu betreiben, indem
etwa die Einhaltung des Überwälti-
gungsverbotes gesichert und auf Kon-
troversität geachtet wird. Über enge In-
teressen hinaus kann eine Kooperation
für außerschulische Partner eine Profi-
lierung bedeuten und bewirken, dass de-
ren Anliegen kritisch diskutiert werden,
was wiederum in die eigene Arbeit ein-
fließen kann.

Die Schulen erhoffen sich positive
Auswirkungen von Kooperationen mit
Blick auf Schulprofil und Schulklima.
Auch die Angebotspalette kann sich ver-
größern. Kooperationen können, je nach-
dem im Rahmen welcher Projekte oder
Netzwerke sie stattfinden bzw. in wel-
chem Umfang sie in die Schulprogram-
me eingebunden sind, für Schulen durch-
aus einen Prestigegewinn darstellen
(Tietz 2004). Ziel kann es überdies sein,
fachliches Lernen durch zusätzlich Ex-
pertise und Anschauung zu vertiefen. Es
können Möglichkeit geschaffen werden,
komplexe Fragestellungen besser zu be-
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in der politischen Bildung 

von Marie Bludau und Bernd Overwien
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weit an vielen Standorten verwurzelten
Projektes zeigten sich Potentiale be-
sonders dann, wenn es deutliche Schnitt-
stellen zum Schulprogramm und zum
Curriculum gab. Eine Reihe von durch-
aus positiven Erkenntnissen liegen zur
Gruppengestaltung, den Wirkungen des
au ßerschulischen Bildungsortes oder
auch von Formaten und Zeitstrukturen
vor. Konflikte mit den Prinzipien der
außerschulischen politischen Bildung
tauchen dann auf, wenn etwa die Frei-
willigkeit der Teilnahme durch zu we-
nige Wahlmöglichkeiten der Jugendli-
chen nicht gewahrt werden kann (vgl.
Thimmel, Riß 2006, S. 51ff, s. a. Arbeit
und Leben o.J.). 

Auch die wissenschaftliche Beglei-
tung des hessischen Modellprojekts
„Partizipation und Kooperation zwi-
schen Jugendarbeit und Schule (2007-
2009)“ gab den Blick frei auf eine le-
bendige Kooperationsszene, formulier-
te aber auf verschiedenen Ebenen auch
Bedingungen. So bedarf es fester Ko-
operationsvereinbarungen, einer wech-
selseitigen Wertschätzung und auch der
Bereitstellung von Lehrerstunden sei-
tens der schulischen Partner bzw. des
zuständigen Ministeriums. Partizipati-
onsräume für die Jugendlichen müssen
wesentlicher Bestandteil eines Konzep-
tes sein, damit vorhanden Potentiale in
ihrer ganzen Breite erschlossen werden
können. Politische Bildung kann sich
besonders dort entfalten, wo die Ko-
operation Partizipationsstrukturen der
Schülerinnen und Schüler stützt, wie die

arbeiten, was oft auch durch einen lo-
kalen und regionalen Bezug erleichtert
wird. Eine Befragung von Schülerinnen
und Schülern im Rahmen von Koope-
rationen an Ganztagsschulen hat auf Sei-
ten der Lernenden eine Reihe von posi-
tiven Aspekten identifiziert: Identifika-
tion und Beziehung zu Erwachsenen,
die nicht aus dem schulischen Kontext
kommen; Realthemen, die eine Über-
nahme von Verantwortung durch die
Schülerinnen und Schüler zulassen; der
Gebrauchswert, den bedürfnisgerech-
tes, ganzheitliches Lernen mit sich
bringt; Beratung und Lebensbewälti-
gung, zu der außerschulische Koopera-
tionspartner Hilfe leisten können
(Thimm 2006).

Im Rahmen von Kooperation und
Vernetzung bedarf es fester Regeln und
Handlungsabläufe als Voraussetzung.
Innerhalb derer ist auf professionelle
Gleichberechtigung der Akteure zu ach-
ten. Dass dies nicht trivial ist, wird auch
deutlich, wenn man sich die verschie-
denen Professionsverständnisse und
auch die im Vergleich zu Lehrkräften
oft unterschiedliche gesellschaftliche
Stellung potentieller Partner anschaut,
was besonders auch zum Verhältnis
Schule und Jugendhilfe ein Thema ist.

Insbesondere im Bereich der Ganz-
tagsbildung werden also neue Koope-
rationsformen mit außerschulischen Part-
nern diskutiert. Hierbei geht es auch um
die Zusammenarbeit mit Trägern außer-
schulischer Jugendbildung. So zeigen
beispielsweise Rahmenkooperations-
verträge mit Umweltorganisationen und
auch dem „Verbund entwicklungspoli-
tischer Nichtregierungsorganisationen“
oder dem Landesjugendring in Bran-
denburg, dass die außerschulische poli-
tische Bildung explizit ihren Platz ha-
ben kann (Kelb 2006, S. 42). 

Mittlerweile liegen zu den Ergebnis-
sen von Kooperation außerschulischer
Jugendbildung und Ganztagsschule lie-
gen erste Erkenntnisse vor. So gibt es
für die Gemeinschaftsinitiative Gemini
in ihrem Projekt „Politik und Partizipa-
tion in der Ganztagsschule“ deutliche
Anzeichen dafür, dass sich Schulen
durch Kooperation im Rahmen politi-
scher Bildung öffnen und Anschluss an
lokale, aber auch an globale Fragestel-
lungen finden (Becker 2010, 2008). Im
Rahmen der Evaluierung des bundes-

Schülervertretung oder den Klassenrat.
Auch konkrete inhaltliche Partizipa-
tionsprojekte in der Schule können aus
der fachlich fundierten Außenperspek-
tive der Partner heraus unterstützt wer-
den (s.a. Länge/Schmidt inPolis 1/2012).
Kooperationsprojekte mit außerschuli-
schen politischen Bildungsträgern rich-
ten sich auf strukturelle Unterstützung
und auf inhaltliche Bereiche, wie Rechts-
extremismus oder Globalisierungsfra-
gen (Schröder, Leonhardt 2010, S. 25ff).

Kooperation zwischen politischer Ju-
gendbildung und Schule hat unter-
schiedliche Ausprägungen. So gibt es
seit vielen Jahren Kooperationen mit Ju-
gendbildungsstätten verschiedener Art.
Hier ist auch der geschützte Rahmen der
ganz anderen Lernumgebung wichtig.
Partizipative, lebensweltorientierte Bil-
dungsansätze sichern Jugendlichen ei-
nen besonderen Rahmen, unter anderem
für die Bearbeitung von sensiblen The-
menfeldern wie etwa Gewalt, Ausgren-
zung und Diskriminierung. 

Auf einer teils anderen Ebene liegen
Kooperationen zwischen Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO) und Schu-
len im Bereich der entwicklungspoliti-
schen Bildung bzw. des globalen Ler-
nens. Angebote, die von außen an die
Schule gebracht werden und häufiger in
dauerhaften Kooperationen münden, sind
sehr vielfältig und orientieren sich jeweils
am Bedarf. Das Spektrum reicht von der
Bereitstellung von didaktisch aufberei-
teten Unterrichsmaterialien oder The-
menkisten, über die Unterstützung und

Eine Schulklasse im Tropnengewächshaus
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Fachbeitrag

Beratung von Unterrichtsvorhaben, die
Begleitung von Schülerinnen und Schü -
lern bei ihren Recherchen, die Vermitt-
lung von Referentinnen und Referenten
bis hin zur gemeinsamen Durchführung
von Unterricht, Projekten, Projekt tagen
oder -wochen. Das ge sell schaftspolitische
Engagement von NRO wird im Bereich
der schulischen Bildung aufgenommen.
Entwicklungspolitische Organisationen
ermöglichen Einblicke in konkrete poli-
tische Handlungsfelder und verfügen da-
bei über Expertenwissen und Kompe-
tenzen, was schulische politische Bildung
um wesentliche Dimensionen erweitern
kann (vgl. Möller 2009). So wird derzeit
in Niedersachsen mit Unterstützung des
zuständigen Kultusministeriums und ei-
ner Finanzierung durch das Bundesminis -
terium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) globales
Lernen an neun Projektschulen durch ei-
ne gezielte Kooperation mit NRO unter-
stützt. Zusätzlich zu bereits vorhandenen
Kooperationen, werden NRO in so ge-
nannten Didaktischen Werkstätten mit
Schulen zusammengeführt. Lehrkräfte
werden in diesem Rahmen zum Thema
Kooperationen mit außerschulischen Part-
nern fortgebildet, Kooperationsformen
im Netzwerk aus Pilotschulen und NRO
ausgetauscht und diskutiert. Auf diese Art
wird versucht, sowohl kleine regionale
Partner als auch große NRO einzubinden
und an den Schulen langfristig zu inte-
grieren. Globale Entwicklungen, wie sie
in einem Orientierungsrahmen der Kul-
tusministerkonferenz (KMK) skizziert
wurden, sollen auf diese Weise besser in
die verschiedenen relevanten Fächer der
Schule integriert werden (KMK/BMZ
2007). Die Themen, die in den Koopera-
tionen innerhalb des Projekts eine Rolle
spielen, reichen von Migration im eige-
nen Umfeld, Eine-Welt-Produkten in der
Region bis hin zu Globalisierung, Kli-
mawandel, Teilnahme an internationalen
Konferenzen, und Nord-Süd-Kontakten.
Sie zeigen, wie vielfältig und umfang-
reich Globales Lernen innerhalb schuli-
scher Curricula aller Schulformen um-
gesetzt werden kann (Pilotprojekt o. J.). 

So arbeitet zum Beispiel das „Ge-
wächshaus für tropische Nutzpflanzen“
im nordhessischen Witzenhausen mit ei-
ner ganzen Reihe von Schulen zusam-
men. Das Gewächshaus als botanischer
Garten bietet im Bereich politischer Bil-

dung für den Sachunterricht der Grund-
schule, das Fach Politik und Wirtschaft
und auch für Gesellschaftslehre Koope-
rationspotentiale bezogen auf Aspekte ei-
ner nachhaltigen Ressourcennutzung. Am
Beispiel von direkt mit Pflanzen verbun-
denen Konsumprodukten wird die von
den Bildungskonzepten „Bildung für ei-
ne nachhaltige Entwicklung und Globa-
les Lernen“ geforderte Brücke zum All-
tag und der täglichen Lebenswelt began-
gen (Hethke u.a. 2010). Schulklassen
kommen – zu guten Teilen innerhalb
langjähriger Kooperationen – stunden-
weise, ganztägig oder auch im Rahmen
von Klassenreisen und finden eine di-
daktisch ausgestaltete Lernumgebung vor.
Die dort zu bearbeitenden Themen rei-
chen beispielsweise von den eher be-
kannten Kulturpflanzen wie Kaffee, Ka-
kao und Bananen, dem Fairen Handel,
der ökologischen Landwirtschaft bis hin
zu modernen Anwendungsbeispielen aus
dem Bereich der Pharmazie. Die Inhalte
der Veranstaltungen über die Pflanze bzw.
den Rohstoff gehen weit über die Verar-
beitung und die Verwendung hinaus und
thematisieren auch das Leben und die Ar-
beitsbedingungen der Produzentinnen und
Produzenten wie auch wirtschaftliche Fra-
gen. Dabei geht es dann auch um politi-
sche und menschenrechtliche Lösungs-
ansätze für weltweite ökonomische und
soziale Ungleichheiten. Die Diskussion
um den Fairen Handel zeigt zwar Wege
auf, es muss aber auch um Fragen
grundsätzlich anderer Konzepte welt-
weiter Ver tei lungs ge rechtigkeit gehen,
wie sie im Konzept des Globalen Lernen
angesprochen werden. Das Thema Bi-
odiversität und Nahrung berührt Exi-
stenzfragen der Menschheit und ethische
Dimensionen. Im Rahmen eines von der
Deutschen Bun -  des stiftung Umwelt ge-
förderten Projek tes in Kooperation von
Biologie- und Politikdidaktik und weite-
ren botanischen Gärten, werden die Lern-
prozesse der Schülerinnen und Schüler
derzeit evaluiert, mit durchweg guten Er-
gebnissen. Gleichzeitig werden Materia-
lien der Vor- und Nachbereitung erstellt
(Busse/Menzel 2012).

Längerfristige Kooperationen können
für politische Bildung an Schulen also
durchaus bereichernd sein und führen
mit Gewinn für Schülerinnen und
Schüler sinnvolle, diversifizierte Ler-
numgebungen zusammen.
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Politische Bildung und Demokratie ler-
nen im engeren Sinne können einen
wichtigen Beitrag zur ganzheitlichen
Entwicklung der Persönlichkeit leisten,
indem Schülerinnen und Schüler sich
nicht nur das unerlässliche Orientierungs-
und Deutungswissen über Institutionen,
Strukturen und Prozesse der verfassten
Demokratie aneignen, sondern darüber
hinaus demokratische Handlungskom-

petenz erwerben können. Handlungs-
kompetenz kann, gefördert durch die in-
zwischen im Sozialkundeunterricht zu-
nehmend verbreiteten partizipativen Me-
thoden etwa des Plan- und Rollenspiels,
der Zukunftswerkstatt oder des Szena-
rios vor allem aber durch reale Partizi-
pations- und Handlungserfahrungen, im
schulischen Alltag – aber auch an außer-
schulischen Lernorten – erworben wer-
den. Der außerschulische „Lernort Par-
lament“ bietet unter der Voraussetzung
einer guten Vor- und Nachbereitung und
eines entsprechenden Angebotes der je-
weiligen Institution sowohl die Chance
eines Einblicks in die Arbeitsweise und
organisatorischen Abläufe im Kernbe-
reich der repräsentativen Demokratie,
sozusagen eines „Blicks hinter die Ku-
lissen“ der „Werkstatt der Demokratie“,
hier des Landesparlaments, , als auch
des eigenen spielerischen Erlebens und
Gestaltens von Elementen der parla-
mentarische Demokratie im Plan- oder
Rollenspiel. Dabei kommt neben der
schon für den frühen Politik- und Sozi-
alkundeunterricht in der Sekundarstufe
1 geeigneten Erstbegegnung mit Bür-
germeistern sowie Gemeinde- und Stadt-
räten im Nahraum der Schule insbeson-
dere den Angeboten der Landesparla-
mente eine zunehmende Bedeutung zu,
zumal sie in der Regel räumlich näher
und daher zeitlich und finanziell leich-
ter zu realisieren sind, als ein Besuch im
Bundestag oder Bundesrat in Berlin. 
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„Das Parlament ist die Werk-
statt der Demokratie!“  

Der Lernort Landtag

Von Hans Berkessel

D
ID

A
K

T
IS

C
H

E
W

E
R

K
S

T
A

T
T

Hans Berkessel ist Studiendirektor für die
Fächer Deutsch, Geschichte und Sozial-
kunde an der UNESCO-Projektschule IGS
Kurt Schumacher Ingelheim und Regio-
naler Fachberater Geschichte sowie Mul-
tiplikator der politischen Bildung in der
Lehrerfortbildung und Schulentwicklung.
Er hat 1998 – 2000 den Bereich „Jugend
und Schule“ des Landtags Rheinland-
Pfalz aufgebaut, war Projektleiter im
BLK-Programm „Demokratie lernen & 
leben“ und koordiniert den inzwischen
7. Demokratie-Tag Rheinland-Pfalz.

„Demokratie heißt, 
sich in die eigenen 
Angelegenheiten 

einmischen.“
Max Frisch
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Vom Besuchsprogramm zu 
handlungsorientierten 
Angeboten politischer Bildung 

Seit Mitte der 1990er Jahre bieten die
Verwaltungen der meisten Landtage –
neben den traditionellen Besuchsmög-
lichkeiten für Bürger/innen aller Alters-
stufen wie der Teilnahme an Plenarsit -
zun gen, teilweise auch an Ausschuss-
sitzungen, Gespräche mit Politiker/innen
sowie Filme und Führungen durch das
Landtagsgebäude (an sitzungsfreien Ta-
gen) und den kulturellen Angeboten wie
Ausstellungen, Kunst- Literatur- und
Musikveranstaltungen – auch pädago-
gisch betreute Veranstaltungen für Schü -
ler/innen der allgemein bildenden und
berufsbildenden Schulen, ja z. T. sogar
auch schon für Grundschulen (Kennen-
lern-Rallyes durch den Landtag). Zum
Angebot gehören ergänzend entspre-
chende Internet-Auftritte mit eigenen Ju-
gendseiten, die zusätzliche Angebote zu
Jugendseminaren, Wettbewerben, Inter-
net-Rallyes, Unterrichtsmaterialien usw.
enthalten.1 War früher eine Art „Ple-
narsaal-Tourismus“ (Berkessel 2006, S.
26ff.) festzustellen und hinsichtlich sei-
ner z. T. kontraproduktiven Wirkungen
der mit überwiegend negativen Ein-
drücken (Abgeordnete lesen Zeitung,
unterhalten sich, konzentrieren sich nicht
auf die Sitzung, verlassen immer wie-
der den Saal, machen sich durch teils po-
lemische Zwischenrufe bemerkbar usw.)
zu kritisieren, bei dem die Schüler/in-
nen eher frustriert und in ihren Vorur-
teilen bestätigt, aber ohne vertiefende
Einblicke in die Hintergründe dieser Ab-
läufe eines Arbeitsparlamentes, das sei-
ne Arbeit im Wesentlichen schon vorher
in zahlreichen Fraktionsarbeitskreis- und
Landtagsausschusssitzungen geleistet
hat, nach Hause entlassen. So zeichnen
sich viele Landtagsverwaltungen in-
zwischen dadurch aus, dass sie speziel-
le Fachkräfte eingestellt und adäquate
Programme zur Betreuung von Jugend-
gruppen, insbesondere von Klassen und
Kursen aus den Schulen des Landes ent-
wickelt, evaluiert und verbessert haben.
So bestehen die meisten Besuchspro-
gramme für Schulen inzwischen min-
destens aus den Modulen: Einführungs-
gespräch (mit Mitarbeiter/innen des Be-
sucherdienstes), Besuch einer Plenar-
oder Ausschusssitzung, Gespräch mit

Landtagsabgeordneten (des Ausschus-
ses, meist aus allen oder mehreren Frak-
tionen, ggf. sogar aus dem Wahlkreis der
Besuchergruppe). Wenn dann durch ei-
ne entsprechende Gesprächsleitung die
Schüler/innen zunächst einmal ihre Ein-
drücke und Fragen  artikulieren können,
ohne von Politikerstatements „erschla-
gen“ zu werden, besteht die Chance ei-
nes erfolgreichen und nachhaltigen Be-
suchs im Sinne einer (neuen) Offenheit
gegenüber dem parlamentarischen Sy-
stem. Nach den vorliegenden Informa-
tionen machen inzwischen ca. 5.000 –
8.000 Schüler/innen pro Jahr Gebrauch
von diesem Angebot der jeweiligen
Landtage; bei Bundestag und Bundes-
rat liegen die Besucherzahlen um ein
Vielfaches höher, meist im fünf- bis
sechsstelligen Bereich, wobei ca. 2.500
bis 3.000 Teilnehmer/innen im Bundes-
tag allein an Jugendseminaren und Plan-
spielen teilnehmen.2

Ausgehend vom Bundesrat, der schon
zu Beginn der 1990er Jahre erste posi-
tive Erfahrungen mit der Durchführung
von Rollenspielen machte, haben in-
zwischen mehrere der Landtage ein Rol-
len- oder Planspiel in ihrem Angebot für
Jugendliche/Schüler/innen. „Dabei si-
mulieren die Jugendlichen eine Plenar-
sitzung des Bundesrates. Sie schlüpfen
in die Rolle der Politiker und beraten ei-
nen Gesetzentwurf im so genannten ‚Er-
sten Durchgang‘. Worum es dabei kon-
kret geht, bestimmen sie selbst. Jedoch
nicht die umfassende Abarbeitung eines
politischen Themas steht hier im Vor-
dergrund, vielmehr soll die eigene Po-
sition im Wettstreit der Meinungen über-
zeugend vertreten werden. Schnell
kommt dabei die Erkenntnis, wie kom-
plex Sachthemen behandelt werden müs-
sen und wie vielgestaltig die Gründe
sind, die zu einer Entscheidung führen“
(Bundesrat, Informationsveranstaltung
mit Rollenspiel für Schüler- und Ju-
gendgruppen).

Der rheinland-pfälzische Landtag
gehört seit vielen Jahren zu den Lan-
desparlamenten, die über diese Rollen-
spiele hinaus mit dem so genannten
„Schüler-Landtag“ ein komplexeres
Planspiel anbieten, zu dem sich Schulen
bewerben, sich einen Namen und ein
Thema geben und dieses unterrichtlich
vorbereiten, so dass sie am Tag des
Schülerparlamentes (in einigen Bun-

desländern sind es auch mehrere Tage)
ihre Argumente für einen Beschlussan-
trag des Parlaments kompetent vorbrin-
gen und diskutieren können. Die The-
men und insbesondere die mit Mehrheit
(bei in der Regel vier teilnehmenden
Schulen und Schulklassen) beschlosse-
nen Anträge werden hier nicht nur als
spielerische Annäherung an parlamen-
tarische Abläufe betrachtet, sondern zum
Gegenstand der Beratungen in Aus-
schüssen und Plenum des Landtags.3 Im
Einzelfall haben sie schon zu konkreten
Änderungen von Gesetzen und Verord-
nungen geführt.

Rollenspiele zur parlamentari-
schen Demokratie – das Thema
„Wählen schon mit 16?“

Das hier vorgestellte Rollenspiel zur par-
lamentarischen Demokratie wurde (mit
unterschiedlichen Themen) mit zahlrei-
chen Schülergruppen der Sekundarstu-
fen I u. II erprobt, in Lehrerfortbildun-
gen vermittelt und kritisch reflektiert.
Die Themen und Gegenstände des Rol-
lenspiels können in Absprache mit den
Schülern entwickelt und der jeweiligen
Lernsituation und aktuellen politischen
Anlässen angepasst werden.

Nach den Bundesländer Bremen und
Brandenburg gibt es in weiteren Bun-
desländern wie Berlin, Hamburg, Ba-
den-Württemberg, Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz, politische Initiati-
ven und Überlegungen in den Parla-
menten, Jugendlichen schon mit 16 Jah-
ren die Teilnahme an der Wahl nicht nur
zu den Kommunal-, sondern auch zu den
Landesparlamenten zu ermöglichen. Die-
se politischen Absichtserklärungen der
jeweiligen Regierungsparteien sind Teil
einer Entwicklung, die auf mehr politi-
sche Partizipation der Bürger/innen setzt
und künftig auch direkt-demokratischen
Elementen der Beteiligung mehr Raum
geben will. Wie sieht es nun bei den be-
troffenen Jugendlichen aus? Kann die
Möglichkeit zur früheren Wahlbeteili-
gung auf Landesebene die jugendliche
Abstinenz von der institutionalisierten
Politik und sinkende Wahlbeteiligung
wirksam verändern? Fühlen sich Ju-
gendliche angesichts defizitärer politi-
scher Bildung im knappen und spät ein-
setzenden Politik- und Sozialkundeun-
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terricht überhaupt genügend informiert
und kompetent? Können Erfahrungen
mit positiven Beispielen gesellschaftli-
chen Engagements von Jugendlichen auf
den engeren Bereich der politischen Be-
teiligung bei Wahlen übertragen wer-
den? Mit Hilfe eines niedrigschwelligen
Rollenspiels – zumal am außerschuli-
schen Lernort Landtag – kann ein pro-
blematisierender und handlungsorien-
tierter Zugang zum Thema ermöglicht
werden, der später auch leicht unmittel-
bar in den Politikunterricht und in die
Schule als Lernort transferiert werden
kann.  

Hinweise zum Lernarrangement

Das Rollenspiel – oder in einer kom-
plexeren Form Planspiel – beinhaltet im-
mer eine Problemsituation die didaktisch
stark vereinfacht wird und – nach einer
kontroversen Diskussion – eine Lösung
im Sinne einer Entscheidung verlangt.
Die Stärke von Simulationsspielen (Plan-
und Rollenspielen) liegt einmal im hand-
lungsorientierten Ansatz, zum anderen
in der Möglichkeit, über das fachlich-
inhaltliche Lernen hinaus methodisch-
strategische, sozial-kommunikative und
affektive Lernprozesse zu initiieren und
zu reflektieren. 

Zu den Phasen des hier vorgestellten
Rollenspiels gehören (ausführlicher: Ber-
kessel 2004):
• die Spieleinführung, in der das Rol-

lenspiel vom Spielleiter vorgestellt,
Spielmaterialien und Rollen erläutert,
eine Problemskizze oder Fallbe-
schreibung zur Verfügung gestellt und
der Ablauf des Spiels erklärt wird 
(M 1)4

• die Informations- bzw. Lesephase, in
der nach der Gruppenbildung und der
Kennzeichnung der Gruppentische
durch Rollenschilder die Schüler/in-
nen sich dort einfinden und ihre Ar-
beitskarten (Basisinformationen) und
Rollenkarten (mit Rollen- und Grup-
pen spezifischen Informationen und
Verhaltensdispositionen) erhalten 
(M 2 – M 7)

• die Meinungsbildungs- oder Strate-
gieplanungsphase, in der die Schü -
ler/innen in den einzelnen Spiel-
gruppen (hier: Fraktionen) ihre In-
teressenlage genauer analysieren und

Strategien zur Durchsetzung ihrer
Rollen spezifischen Ziele und Auf-
gaben diskutieren und vereinbaren. 

• die Phase der Interaktion, in der Ge-
spräche und Verhandlungen zwischen
den Gruppen (in der Regel durch klei-
nere Delegationen) geführt, mögliche
und Erfolg versprechende Koalitio-
nen erwogen und vereinbart werden 

• die Phase der Vorbereitung der
Plenar- bzw. Ausschusssitzung, in der
die Fraktionsmitglieder die bisher er-
reichten Verhandlungsergebnisse, ih-
re strategischen Vorgehensweisen und
Argumentationen bilanzieren und die
Positionen besetzen, die während der
Parlamentssitzung eingenommen wer-
den müssen. Spätestens jetzt müssen
auch die Fraktionsvorsitzenden und
die Debattenredner/Diskussionsteil-
nehmer/innen bestimmt werden, die
Eingangsstatements und ggf. weite-
re Stellungnahmen vortragen sollen.
Gleichzeitig werden Inhalt und Auf-
bau dieser Anträge, Ergänzungs- und
Änderungsanträge oder Stellungnah-
men grob schriftlich fixiert und in der
Gruppe abgestimmt. Am Schluss wird
die Gruppensitzordnung in eine Kon-
ferenz- bzw. Parlamentssitzordnung
umgewandelt (großes Karree oder
Halbrund), die gewährleistet, dass
sich alle Beteiligten gut sehen und
verstehen können.

• die Durchführung der Plenar- oder
Ausschusssitzung, in der alle Schüle -
r/in nen, nach Gruppen getrennt und
gekennzeichnet sitzend teilnehmen
und von einem Rednerpult oder vom
Platz aus in das Geschehen eingrei-
fen. Eröffnet wird die Parlamentssit-
zung entweder von einer/einem zu-
vor gewählten Vorsitzenden. Die Lei-
tung begrüßt die Teilnehmer/innen,
Gäste und Medienvertreter und skiz-
ziert den Ablauf. Danach tragen die
einzelnen Fraktionssprecher/innen ih-
re Statements vor, reagieren auf Rück-
fragen und Zwischenrufe. Die aus-
führlichere Diskussion erfolgt erst,
wenn alle Eingangsstatements vor-
getragen sind. 

• die Phase der Spielauswertung und
des Feedbacks, in der Spielverlauf
und -ergebnisse kritisch reflektiert,
offene Fragen ggf. an fiktive Kom-
missionen delegiert, dann aber im spä-
teren Unterricht aufgegriffen und be-

arbeitet werden. Am Schluss sollte –
neben einem schriftlichen Feedback
- immer ein spontanes Feedback der
Schüler/innen nach der „Blitzlicht-
Methode“ stehen - etwa auf die fol-
genden Impulsfragen der Lehrkraft:
Wie habt ihr das Rollenspiel erlebt?
Wie habt ihr euch bei der Durch-
führung gefühlt? Was hat euch gefal-
len oder nicht gefallen? Was möchtet
ihr beim nächsten Mal anders ma-
chen? Um den Einzelnen ein Feedb-
ack zu erleichtern kann man sich auf
die Weitergabe eines Gegenstandes
an diejenigen verständigen, die sich
zu Wort melden. Die Rückmeldun-
gen sollten auf jeden Fall freiwillig
sein. Die Ergebnisse können stich-
wortartig an der Tafel oder Flipchart
notiert werden. Je nach Zeitbudget
können auch zusätzlich einzelne Pha-
sen des Spielverlaufs rekonstruiert
und besprochen werden. Wichtig ist,
dass während des gesamten Spiels
auch das Kommunikations- und Grup-
penverhalten der Schüler/innen be-
obachtet (am besten durch eine/n Be-
obachter bzw. eine kleine Gruppe)
und beim Feedback ebenfalls reflek-
tiert und in seinen Wirkungen auf das
Ergebnis des Spiels analysiert wird.
Hierzu kann ggf. ein vorbereiteter Be-
obachtungsbogen nützlich sein, der
eine Systematisierung und Differen-
zierung der Beobachtungen erleich-
tert. Ein Kriterien-Raster dieses Be-
obachtungsbogens kann ggf. von der
Schüler/innen-Gruppe in der Vorbe-
reitungsphase gemeinsam erarbeitet
werden.

Anmerkungen

1 Vgl. z. B. www.landtag.rlp.de/jugend-
bereich/index.asp (30.05.2012)

2 Vgl. www.bundestag.de/dokumente/
datenhandbuch/20/20_01/index.html
u. http://www.bundesrat.de/
service/besuch/besuch-node.html
(30.05.2012)

3 Vgl. www.landtag.rlp.de/jugendbe-
reich/iisstart.asp?load=10&seite=inhal-
te/schuelerlandtag/start_sch_landtag.
html (30.05.2012)

4 Dieser und auch die folgenden Hin-
weise beziehen sich auf die Arbeits-
blätter, die unter: http://www.dvpb.de/
index.php?option=com_content&view
=category&id=38&Itemid=72 zum 
Download bereit stehen. 

Didaktische Werkstatt

21polis 2/2012

w

polis_2_12_019_022_015_018.qxd  05.06.2012  17:04  Seite 21



Literatur

Berger, W.: Wenn die Jugend ihren Ge-
meinderat wählt. Jugendgemeinderä-
te als Modell politischer Partizipation.
In: Breit, G./Schiele, S. (Hg.): Hand-
lungsorientierung im Politikunterricht,
Schwalbach/Ts. 1990, S. 302–324

Berkessel, H.: Vom Plenarsaal-Tourismus
zu qualifizierten Veranstaltungen poli-
tischer Bildung – Die Angebote des
Landtags Rheinland-Pfalz. In: Forum
Politikunterricht 2/2006, S. 26–31

Berkessel, H.: Demokratie lernen & erfah-
ren im Spiel: Plan- und Rollenspiele
zum Thema Parlamentarische Demo-
kratie. In: Forum Politikunterricht
2/2004, S. 2–18 

Bundesrat, Informationsveranstaltung
mit Rollenspiel für Schüler- und Ju-
gendgruppen: http://www.bundes-
rat.de/cln_117/nn_8502/DE/service/be-
such/schueler/schueler-node.html?__
nnn=true &__nnn=true#doc32738bo-
dyText3 (30.05.2012)

Klippert, H.: Planspiele. Spielvorlagen
zum sozialen, politischen und metho-
dischen Lernen in Gruppen, Weinheim
u. Basel 1996

Massing, P.: Plan- und Entscheidungsspie-
le. In: Bundeszentrale für politische
Bildung (Hg.): Methodentraining I für
den Politikunterricht Bonn 2006, 
S. 163–194

Hinweise zur Durchführung von 
Rollen- und Planspielen: 
www.sowi-online.de/methoden/simul.htm 
www.dadalos-d.org/methoden/ grund-
kurs_4/planspiel.htm 

Das vollständige Unterrichtsmaterialien
zu diesem Beitrag steht ab sofort auf der
POLIS-Homepage (http://www.dvpb.de/in-
dex.php?option=com_content&view=ca-
tegory&id=38&Itemid=72) zum Down -
load bereit.

Didaktische Werkstatt

22 polis 2/2012

M1 Rollenspiel: Debatte im Landtag  – Ablauf

Thema: Wahlrecht schon mit 16 Jahren? – Geplanter Verlauf

Materialien zum Beitrag

M 1 Rollenspiel: Debatte im Landtag – Ab-
lauf

M 2 Wahlrecht schon mit 16 Jahren? 
(Basisinformation/Arbeitskarte)

M 3–M 7 Rollenkarten zum Parlamentsspiel
M 8 Sitzordnung für das Rollenspiel

„Plenar- oder Ausschusssitzung“
M 9 Arbeitsblatt: Feedbackbogen Rollen-

spiel Plenar-/ Ausschusssitzung

Zeit Inhalte/Themen Methoden/Mat.

10.00 –10.15 Uhr 1. Einführung in den Ablauf des Rollenspiels
- Verfahrensfragen: ein vorgegebenes Thema / ein freies 

Thema – Diskussion und Abstimmung

Vortrag

Diskussion im Plenum
10.15 –10.30 Uhr 2. Grundinformation „Wahlrecht/Wahlalter“

- mehr politische Beteiligungsmöglichkeiten für Jugendliche
durch Absenkung des Wahlalters?

- Wahlrecht ab 16 Jahren oder Familienwahl¬recht?
- Einwände gegen eine Wahlrechtsreform:
- Das Argument der „politischen Reife“
- Das Argument der Neigung zu extremen Positionen
- Das Argument der mangelnden Verantwor¬tungsbereitschaft
- Das Argument der Beeinflussung durch die Eltern
- Das Argument der Verknüpfung mit der Volljährigkeit

Vortrag mit ansch-
ließender Diskussion

Schüler notieren 
Punkte

10.30 –10.45 Uhr 3. Wahl des/der Landtagspräsidenten/in u. Best. der beiden
Schriftführer/innen

- Wahlverfahren – offene Abstimmung, einfache Mehrheit
- Vorschläge aus dem Plenum oder Vorschläge d. Mod.
- Präsident best. 2 Schriftführer aus anderen Fraktionen
- Besetzung der Regierung (3 Mitglieder)

Diskussion und Abstim-
mung im Plenum

10.45 –11.05 Uhr 4. Beratung der Regierung und der Fraktionen
- Regierung erarbeitet Gesetzesvorlage und Begründung
- Fraktionen beraten zustimmende, ablehnende oder

verän¬dernde Anträge

Gruppenarbeit auf der
Grundlage von Arbeits-
materialien

11.05 –11.15 Uhr Pause

11.15 - 11.20 Uhr
11.20 - 11.50 Uhr

5. Debatte im Parlament
- Regierung trägt Entwurf vor und begründet
- Debatte – pro Fraktion 10 Min. Redezeit (2-3 Redner)

Diskussion nach vorge-
gebenen Regeln

11.50 - 12.00 Uhr 6. Abstimmung
Abstimmung mit einfacher Mehrheit
- bei Änderungsanträgen, Einzelabstimmung in Reihenfolge

der Punkte der Gesetzesvorlage
- bei Ablehnung d. ges. Vorlage, keine Zustimmung zu einzel-

nen Änderungsanträgen möglich!
- Schriftführer zählen Stimmen aus
- Präsident stellt das Ergebnis fest

polis_2_12_019_022_015_018.qxd  05.06.2012  17:04  Seite 22



I n
 e

i g
e n e r  S a c h e

Die verbindlichen Kernaussagen eines
Verbandes sollten sich in seiner Satzung
finden. Wenn Ordnung gehalten wird,
finden sie sich dort tatsächlich. Und die
DVPB ist ein ordentlicher Verein. 

Die Satzung ist eine Art Grundgesetz
eines Verbandes. Änderungen der Sat-
zung der DVPB kann nur die Delegier-
tenversammlung beschließen.

Sie, die regelmäßig alle drei Jahre
tagt, ist also eine Art verfassunggeben-
der Versammlung. Aus Kostengründen
und aus organisatorischen Gründen wird
die Zusammenkunft der Delegierten-
versammlung möglichst immer mit ei-
nem Bundeskongress für Politische Bil-
dung verknüpft.

Soeben hat ein Bundeskongress und
hat auch eine Delegiertenversammlung
stattgefunden.

Nun ist es keineswegs die Regel, dass
beim Zusammentreten der Delegierten-
versammlung auch stets Satzungsände-
rungen beschlossen werden. Dies ge-
schieht nur in größeren Abständen. 

Aber am 22. Mai 2012, also vor we-
nigen Tagen, wurde unsere Satzung in
Berlin an mehreren Stellen aktualisiert
und damit punktuell modernisiert.

Da dies kein alltägliches Geschehen
ist, sollen die wichtigsten dieser Ände-
rungen hier knapp vorgestellt werden
(fettgedruckter Text bedeutet neuver-
fasster Text.):

§ 1  Name und Zweck

Hier wurde die Skizze der Unterrichts-
fächer, die den Interessenschwerpunkt
unseres Verbandes zwar nicht erschöp-
fend aufzählen muss, aber einigermaßen
treffend umschreiben soll, neu gefasst
und an die schulischen und administra-
tiven Entwicklungen angepasst.

Die Passage lautet jetzt:

„Ihr besonderer Zweck ist die Förderung
und Koordinierung der Politischen Bil-
dung als allgemeines Erziehungs- und
Unterrichtsziel in Jugend- und Erwach-
senenbildung, die Ausgestaltung und
Entwicklung der Unterrichtsfächer für
Politische Bildung (Politik/Politik-Wirt-
schaft/Sozialkunde/Gemeinschaftskun-
de usw.) und der entsprechenden Fächer-
gruppen sowie benachbarter Fächer.“

§ 4 Gliederung des Vereins 
(Verbandes)

Dieser Paragraph hat einen völlig neu
formulierten Absatz 4 erhalten.

Er hat folgenden Wortlaut:
„(4) Da die Wirksamkeit des Verbandes
sehr stark von der Zahl und dem Enga-
gement seiner Mitglieder abhängt,
gehören die Mitgliederwerbung und die
Mitgliederbetreuung zu den wichtigsten
Aufgaben eines jeden Landesverbandes.
Eine effektive Mitgliederwerbung
schließt ein, dass Eintrittswillige, deren
Beitritt keine Ablehnungsgründe ent-
gegenstehen, unverzüglich und un-
bürokratisch aufgenommen werden. Sie-
he hierzu § 5, Absatz 2.“

Diese neue Regelung wird in § 5, Ab-
satz 2, durch eine ebenfalls neu formu-
lierte Passage bruchlos fortgeführt:

§ 5  Mitgliedschaft

... „Die Aufnahme wird durch schriftli-
che Beitrittserklärung beantragt und oh-
ne Verzögerung durch den Landesvor-
stand – binnen vier Wochen – positiv
oder negativ beschieden.“

23

Verbands-

politische

Rundschau

Analysen 
Positionen 
Informationen
Diskussionen

zur Arbeit der 
Deutschen 
Vereinigung 
für 
Politische Bildung 
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In eigener Sache

Neue Akzente im Selbstver-
ständnis unseres Verbandes –

Die soeben aktualisierte Satzung der DVPB !
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Kurzkommentar: Ganz offensichtlich
macht die Satzung an dieser Stelle Druck:
An prominent früher Stelle wird durch
sie klargestellt, dass die DVPB ein of-
fener Verband ist, kein „closed shop“-
und kein exclusiver, nach außen abge-
schotteter Zirkel werden darf.

Im Gegenteil: Wir brauchen die Unter -
stützung vieler zusätzlicher Mitglieder!

Leider haben wir Erfahrungen ge-
macht, die diese Klarstellungen dringend
notwendig machten! Störungen bei der
Neuaufnahme von Mitgliedern haben
sich schon mehrfach als folgenschwere
Schädigungen des Verbandes erwiesen.

§ 9 Erweiterter Bundesvorstand 

Vorbemerkung:
Der Erweiterte Bundesvorstand ist

die Plattform, die die bundesweite Zu-
sammenarbeit des Verbandes ermögli-
chen und sichern soll. Auf seiner Ebene
muss z. B. frühzeitig deutlich werden,
wenn einzelne Landesverbände zurück-
bleiben, den Anschluss verlieren oder an
Auszehrung leiden. Doch kann dies nur
bei vollständiger Präsenz bei Sitzungen
des Erweiterten Bundesvorstandes er-
kennbar sein.

Leider wird die notwendige voll-
ständige Präsenz seit Jahren bei den Sit-
zungen des Erweiterten Bundesvorstan-
des nicht erreicht.

Es fehlen vielmehr immer wieder ge-
rade solche Landesverbände, denen pro-
blematische Entwicklungen drohen.

Zentraler Punkt aller Änderungen in
§ 9 ist deshalb das Bemühen, die Be-
deutung des Erweiterten Bundesvor-
standes für die Zusammenarbeit des ge-
samten Verbandes unübersehbar her-
auszustellen und die Beteiligung aller
Landesverbände an diesen jährlichen
Konferenzen zu einer selbstverständli-
chen Pflicht festzuzurren.

Wegen der besonderen Bedeutung des
Zusammenwirkens der verschiedenen
Regelungen des gesamten § 9 – Erwei-
terter Bundesvorstand – wird hier
zunächst der gesamte neue Text dieses
Paragraphen wiedergegeben und an -
schließend noch punktuell erläutert:

„§ 9  Erweiterter Bundesvorstand:

(1) Der Erweiterte Bundesvorstand be-
steht aus dem Bundesvorstand und den
Vorsitzenden aller Landesverbände. Vor-
sitzende der Landesverbände können bei
Verhinderung durch Zweite Landesver-
bandsvorsitzende oder andere beauf-
tragte Mitglieder des Landesvorstandes
vertreten werden. Bei Beratungen des
Erweiterten Bundesvorstandes muss der
Hauptvertreter eines Landesverbandes
in der Lage sein, zu den Punkten der Ta-
gesordnung aus der Sicht des von ihm
vertretenen Landesverbandes Bericht zu
erstatten. Neben dem stimmführenden
Hauptvertreter eines Landesverbandes
können weitere Vertreter des betref-
fenden Landesverbandes an Beratungen
des Erweiterten Bundesvorstandes mit
beratender Stimme teilnehmen.

(2) Korporativen Mitgliedsverbänden, die
mindestens 100 Mitglieder haben, kann
vertraglich jeweils ein Sitz und eine Stim-
me im Erweiterten Bundesvorstand ein-
geräumt werden. Sitz und Stimme des
korporativen Mitgliedsverbandes sind
gleichberechtigt. Sie ruhen jedoch, wenn
der korporative Mitgliedsverband seinen
Verpflichtungen, insbesondere seinen
Beitragszahlungen, nicht nachgekom-
men ist. 

(3) Der Erweiterte Bundesvorstand hat
die Aufgabe, Angelegenheiten von be-
sonderer und grundsätzlicher Bedeutung,
insbesondere solche, die die Erfüllung
der Zwecke des Vereins (Bundesverban-
des) betreffen, zu behandeln. Seine Ver-
handlungen dienen auch zur gegensei-
tigen Orientierung über Besonderheiten
der einzelnen Bundesländer im Bereich
der Politischen Bildung. Sie dienen fer-
ner der Pflege und der Organisation bun-
desweiter Zusammenarbeit innerhalb des
Vereins (Verbandes), nicht zuletzt auch
zur Beratung problematischer Entwick-
lungen und zur Anbahnung von größe-
ren gegenseitigen Unterstützungen. Der
Erweiterte Bundesvorstand ist die Platt-
form für die bundesweite Zusammen-
arbeit des gesamten Verbandes.

(4) Da Sitzungen des Erweiterten Bun-
desvorstandes in der Regel nur einmal
jährlich stattfinden können, ist eine

lückenlose Beteiligung aller Landesver-
bände an Erweiterten Vorstandssitzun-
gen eine Vorbedingung für die unein-
geschränkte Arbeitsfähigkeit dieses Gre-
miums. Dies gilt auch für die kleineren
Landesverbände. 
(5) Die Kosten der Teilnahme des Haupt-
vertreters eines jeden Landesverbandes
(siehe oben § 5, Absatz 1) an Erweiter-
ten Vorstandssitzungen trägt die Bun-
deskasse.
(6) Den Vorsitz im Erweiterten Bundes-
vorstand führt der/die Bundesvorsitzen-
de oder der/die Zweite Bundesvorsit-
zende. Der Erweiterte Bundesvorstand
tritt auf schriftliche Einladung des/der
Vorsitzenden mindestens einmal im Jahr
zusammen. In Jahren, in denen eine De-
legiertenversammlung stattfindet, kann
darauf verzichtet werden.                                     
Der Erweiterte Bundesvorstand ist be-
schlussfähig, wenn mindestens zwei Drit-
tel seiner Mitglieder anwesend sind. 
Hinsichtlich einer Niederschrift ist ent-
sprechend § 7 (9) zu verfahren.“ 

Hier endet der wiedergegebene Text von
§ 9; nun noch zwei punktuelle Anmer-
kungen:
Zu § 9, Abs. 1, die letzten beiden (neu-
en) Sätze:

Dort wird dem Hauptvertreter eines
Landesverbandes im Erweiterten Bun-
desvorstand die angemessene erhebli-
che Bedeutung zugemessen, selbst wenn
er nur ein Vertreter sein sollte.

Tatsächlich geht es um eine typische
Aufgabe für einen Vorsitzenden, die ein
Vorsitzender nur notfalls und nur wi-
derstrebend abgeben sollte!

Zu § 9, Abs. 4: An dieser Stelle wird be-
wusst der Begriff „uneingeschränkte
Arbeitsfä hig keit“ eingeführt, während
unten unter Absatz 6 von Beschluss -
fähigkeit die Rede ist.

Die Botschaft lautet: Es geht vor al-
lem um die uneingeschränkte Arbeits-
fähigkeit; die formale Beschlussfähig-
keit ist natürlich auch wichtig, aber nicht
das Wichtigste.

Da ein Landesvorsitzender notfalls
durch jedes Mitglied des Landesvor-
standes vertreten werden kann, dürfte
die Forderung nach vollständiger Prä-
senz der Landesverbände keine  schwer
erfüllbare Zielangabe sein!
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§ 11 Rahmenvorgaben für die
Arbeit der Landesverbände 

§ 11, Abs. 1; zunächst der Text ein -
schließlich neuer Ergänzungen:

„(1) Die Geschäfte jedes Landesverban-
des werden nach den Beschlüssen der
Mitgliederversammlung des Landesver-
bandes von einem Landesverbandsvor-
stand (Landesvorstand) geführt. Neben
der Mitgliederwerbung und der Mit-
gliederbetreuung gehört die Interes-
senvertretung gegenüber den Verwal-
tungen und Be hör den des Landes sowie
die Organisation von Veranstaltungen
der Fortbildung bzw. der Weiterbildung
zu den wichtigsten operativen Aufga-
ben der Landesvorstände. Hinzu kommt
die Teilnahme jedes Landesverbandes
an der innerverbandlichen Kommunika-
tion mittels der Bundeszeitschrift.“

Anmerkung:
Hier wird eine knappe Skizze der un-
strittig wichtigsten Aufgaben von Lan-
desvorständen gezeichnet. Diese Skiz-
ze ist hilfreich als ständiger Handlungs-
rahmen und als Hintergrund für die
entschiedene Neuformulierung von § 11,
Abs. 9; (siehe nachfolgend im direkten
Anschluss).

„Absatz 9) Falls ein Landesvorstand hand-
lungsunfähig wird oder seine Aktivität
ganz oder teilweise einstellt, ist es Auf-
gabe des Bundesvorstandes, rechtzeitig
für eine Neubelebung des Landesvor-
standes Sorge zu tragen. Insbesondere
soll er in einem solchen Fall federführend
durch vorbereitende Verhandlungen und
die Einberufung einer Mitgliederver-
sammlung mit dem Ziel einer Neuwahl
eines Landesvorstandes versuchen, dau-
erhaft tragfähige Strukturen aufzubau-
en. Dabei kann er neue Mitglieder in den
betreffenden Landesverband einwerben
und aufnehmen.
Zur Entlastung bei diesen Aufgaben kann
der Bundesvorstand bevollmächtigte
Moderatoren berufen, die in seinem Auf-
trage tätig sind; diese müssen Mitglie-
der des Vereins (Verbandes) sein.“

Zu § 11, Abs. 9: Hier wird die bisher
schon in der Satzung vorgesehene ein-
greifende Aktivität des Bundesvorstan-

des nicht mehr wie bisher als dessen
Recht dargestellt, sondern stärker als des-
sen Pflicht. Ferner werden die Hand-
lungsmöglichkeiten des Bundesvor-
standes genauer dargestellt. Beides soll
ihm die Aufgabe wesentlich erleichtern.
An dieser Stelle geht es also primär um
Praktikabilität!

§ 12  Finanzverfassung

Hier ist von zwei Änderungen zu be-
richten:

„Absatz 2) Die Delegiertenversammlung
beschließt den finanziellen Rahmen für
die Mitgliedsbeiträge der einzelnen Lan-
desverbände sowie den abzuführenden
Bundesanteil. Bei der Festlegung des fi-
nanziellen Rahmens für die Mitglieds-
beiträge ist zwischen Landesverbänden
mit eigener Landeszeitschrift und sol-
chen ohne Landeszeitschrift zu unter-
scheiden.“

Der neue letzte Satz ist für die Festle-
gung von Bandbreiten für Mitglieds-
beiträge wichtig geworden, denn das Ko-
stenvolumen der Landesverbände mit
eigener Landeszeitschrift ist unver-
gleichlich höher, als das der ohne Lan-
deszeitschrift. Wir brauchen also künf-
tig zwei Rahmenbeschlüsse der Dele-
giertenversammlung.

„Absatz 7) Der Verein gibt eine Bundes-
zeitschrift mit Namen POLIS heraus, de-
ren Bezugskosten mit dem Mitglieds-
beitrag abgegolten sind. Die Kosten wer-
den in folgender Weise gemeinsam
getragen:  
Die Landesschatzmeister/ Landesschatz-
meisterinnen behalten die Herstellkos -
ten der Bundeszeitschrift pro Kopf von
den Mitgliederbeiträgen ein und leiten
diese an den ausliefernden Verlag wei-
ter. Den anderen Teil der Kosten, insbe-
sondere die Redaktionskosten, über-
nimmt die Bundeskasse.“

Anmerkung zu Abs. 7neu: Hier ist le-
diglich die die inzwischen langjährige
Praxis in die Satzung aufgenommen wor-
den.

§ 13 Forschungsfonds Psycholo-
gie der politischen Bildungsarbeit

Die relativ kleinen Änderungen in § 13,
deren Darstellung hier unverhältnismäßig
wäre, verfolgen alle nur zwei Ziele:
1. Die Öffnung der Förderpraxis für die

Vergabe von Preisen.
2. Die Öffnung der bisher rechtlich nicht

klaren Rechtsform des Forschungs-
fonds für die eventuelle Umwandlung
in eine Stiftung.

Kurze Erläuterung des erstgenannten
Zieles: Leider ist der Forschungsfonds
so klein und sind die zur Ausschüttung
kommenden Fördermittel so geringfü-
gig, dass nur selten ein Antrag gestellt
wird.

Vor allem werden Anträge bislang
eher von Außenseitern gestellt.

Das Selbstverständnis des Fonds aber
und auch der den Fonds verwaltenden
DVPB zielt viel eher darauf ab, an den
fachlichen Brennpunkten des Gesche-
hens zu wirken und dort möglichst ef-
fektive Impulse durch Förderung aus-
zulösen.

Sowas ist bei derart begrenzten Mit-
teln nur durch Preisauslobungen und
Preisverleihungen möglich, weil man
dann von Antragstellungen unabhängig
ist. 

Hiermit sei der Bericht über die Aktua-
lisierung der Satzung beendet.

***

Die neu gefasste Satzung der DVPB
wird ständig auf der Home-Page der
DVPB bereit gestellt.

Herbert Knepper

neu_polis_2_12_023_025_Meueler.qxd  05.06.2012  13:10  Seite 25



Partizipation und demokra -
 tische Schulstruktur –

Erfahrungen aus dem Modell -
projekt „Schule als Just
Community“ in Brandenburg 

Die Förderung von Partizipation
an einer beruflichen Schule muss
sich der Herausforderung stellen,
dass Interessen und Chancen zur
Teilhabe vom Arbeitsmarkt und
betrieblichen Bedingungen mitbe-
stimmt sind. 

Berufsbildende Schulen kön -
nen sich nicht nur auf ihre Ausbil -
dungsfunktion zurückziehen. Die
Förderung sozialer und politisch-
moralischer Kompetenzen ge -
lingt, wenn die Lebenssituation
berufstätiger Jugendlicher und
junger Erwachsener kompetent
wahrgenommen und unterstützt
wird (A. Scheer). Seminare und
Schulprojekte in Kooperation mit
außerschulischen Partnern tragen
dazu bei.

Das aus dem Programm „XE-
NOS – Integration und Vielfalt“
geförderte Programm „Schule als
Just Community“ verbindet die
Leitidee eines arbeitsorientierten
Ansatzes der Politischen Bildung
mit Ansätzen zur Demokratie ent -
wicklung in der Schule.

Bereits der Titel „Schule als
Just Community“ – Schule als
„ge rechte Gemein schaft“ be -
schreibt das Projektziel: eine de -
mo kratische Schulkultur. 

Um diesem Ziel näher zu
kom men, ist die Beteiligung aller
Personengruppen erforderlich, die
sich für Demokratie, Partizipation
und Zivilcourage in der Schule
engagieren – Schülerinnen und
Schüler, Lehrerinnen und Lehrer
sowie Mitglieder der Schullei -
tung. Für jede dieser Gruppen
steht ein auf ihre Bedürfnisse zu-
geschnittenes Angebot zur Verfü -
gung – eintägige Veranstaltungen
im Oberstufenzentrum und mehr-
tägige Seminare in der DGB-Ju -
gendbildungsstätte. 

Die Kooperationspartner – das
Georg-Mendheim-Oberstufenzen -
trum in Oranienburg und Zehde -
nick, die DGB-Jugendbil dungs -
stätte Flecken Zechlin und Forum
Arbeit e.V. – schafften während
der Projektlaufzeit einen Rahmen,
in dem 
• Menschen über ihre Erfah run -

gen in Ausbildung und Be rufs -

schule sprechen und über
Hand lungsmöglichkeiten nach -
denken können;

• der Umgang mit Konflikten ge-
lernt, Ausgrenzungen überwun-
den und Toleranz gelebt
werden kann; 

• an der Idee einer gerechten und
demokratischen Gesell schaft
gearbeitet werden kann – denn
diese lebt vom Enga ge ment der
Menschen in ihren
Lebensräumen, z.B. im Georg-
Mendheim-Oberstufenzen trum.

Das dreijährige Modellprojekt,
das nachhaltig die schulische und
außerschulische Politischen Bil -
dung in Brandenburg stärkt,
umfasst folgende Module:
• Seminare zur Situation in der

Ausbildung (Arbeit und Ge -
sundheit, Konflikte in der Aus -
bildung, Recht und Gerechtig -
keit)

• Demokratie in der Schule –
Seminare für Schülervertre -
ter_innen (abweichende Or -
ganisationsformen, Entwick -
lung eines SV-Onlinemoduls
als Plattform für die virtuelle
SV-Arbeit) 

• Fortbildungsangebote für Leh -
rerinnen und Lehrer (Partizi pa -
tionsmöglichkeiten in der
Schule, handlungs- und schü -
ler orientierte Unterrichts ge -
staltung, Stress- und Konflikt -
bewältigung, Umgang mit kon -
frontativ auftretenden Jugend -
lichen)

• Seminare zur historisch-politi-
schen Bildung (multiperspekti-
vische Seminare zur DDR und
zum Nationalsozialismus)

Inhalte und Methoden sowie Ar -
beitsergebnisse des Modellpro jekts
„Schule als Just Commu ni ty“ wer-
den in einem Workshop auf dem
12. Bundeskongress Po litische Bil -
dung „Zeitalter der Par tizi pation:
Paradigmenwechsel in Politik und
politischer Bil dung“ am 23. Mai
2012 in Berlin vorgestellt und mit
den Teilneh me rinnen und Teil neh -
mern diskutiert.

Hinweis: detaillierte Infor -
mationen unter

www.dgbjugendbildungsstaet-
te.de, www.gmosz.de und
www.bundeskongress-partizipati-
on.de 

Dieter Starke 

Neuer Landesvorstand in
Schleswig-Holstein

Am 15. Februar 2012 fand im
Landtagsgebäude die Mitglie -
derversammlung des Landes -
verbandes statt.

Eingeleitet wurde sie von
einem Vortrag von Prof. Kruber
mit anschließender Diskussion
zum Thema „Die Eurokrise – ein
Unterrichtsgegenstand?“

In der nachfolgenden Mitglie -
derversammlung wurde turnus ge -
mäß ein neuer Vorstand gewählt:

Erster Vorsitzender: Prof. Dr.
Klaus-Peter Kruber,
Zweite Vorsitzende: Annette
Wiese-Krukowska
Schatzmeisterin: Johanna Arp
Beisitzer: Joachim Brunkhorst,
Dr. Peer Egtved, Wolfgang Heise.

An der Europawoche in Schles -
wig-Holstein beteiligt sich der
Landesverband mit einem öffent-
lichen Beitrag zum Thema
„Schuldenkrise im Euroland“ (am
18. Mai in der Universität Kiel).

Prof. Dr. Klaus-Peter Kruber

Schleswig-
Holstein

Rheinland-Pfalz
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Brandenburg

Vorankündigung:
Planungsstand des
Landesforums 2012:

Das Landesforum 2012 soll nach
den guten Erfahrungen in
Bochum diesmal wieder in einer
Universität stattfinden.

Geplant ist diesmal als
Tagungsort die Universität
Bielefeld!

Zeit: 2. Oktober 2012, 
10:00 bis 16:00 Uhr

Derzeitiges Arbeitsthema für das
Landesforum, das diesmal einen
soziologischen Schwerpunkt ha-
ben wird:

„Gesellschaft im Stresstest“

Wir freuen uns, jetzt schon mit -
teilen zu können, dass für den
Vormittag des 2.10.2012 bereits
Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer ge-
wonnen werden konnte!

Wir bitten darum, den Termin
frühzeitig vorzumerken!

Ulrich Krüger,
Landesvorsitzender

Nordrhein-
Westfalen

1. Ankündigung der
Jahrestagung des DVPB
Landesverbandes: 

13. Tage der 
Politischen Bildung
Rheinland-Pfalz

Thema: Handlungsfeld
Europa – welche EU 
wollen wir?
Termin: 25. und 26. 
Oktober 2012 
Ort: Landau / EFWI

Streit um Euro-Rettungs schirm,
Krisengipfel in Brüssel ... Die me-
diale Aufmerksamkeit für die Eu -
ro päische Union hat sich in den
letzten Jahren auf wirt schafts- und
fiskalpolitische Fra gen konzen -
triert – und dies weitgehend mit
Blick auf Krisen und Krisenbe -
wäl tigung. Die Bedeu tung der eu-
ropäischen Integration für Frieden,

Freiheit und Wohl stand auf einem
einst von Krie gen zerrütteten
Kon tinent droht dabei aus dem
Blick zu geraten, ebenso wie der
Beitrag der EU zum Zusammen -
wachsen West- und Mittel ost eur o -
pas nach dem Ende des Kalten
Krieges. 

Klagen über ein Demokra tie -
defizit in der EU– trotz gewach -
sener Kompetenzen des Euro -
päischen Parlaments – gehen mit
einer Kritik an mangelnder Trans -
 parenz von Entscheidungs prozes -
sen im komplexen Mehr ebenen-
System der EU einher. Hinzu
kommt die Scheu verant wortlicher
Politiker, das europäische Eini -
gungs projekt offensiv gegen po -
pu listische Einwände zu vertreten.
Trotz eines bislang unerreichten
Maßes an Kommuni ka tionsmög -
lichkeiten und Ver netzung scheint
der Weg zu einer europäischen Öf-
fentlichkeit noch weit.

neu_polis_2_12_026_030_Entwurfverband_05-09.qxd  05.06.2012  13:19  Seite 26



27

Verband

Vor diesem Hintergrund wer -
den die 13. Tage der Politi schen
Bildung Rheinland-Pfalz u.a. fol-
gende Fragestellungen aufgreifen
und dis kutie ren: Wie können
Schü le rinnen und Schüler für das
Thema Europa gewonnen wer -
den? Wie lässt sich die Ein bettung
nationaler Politik in europäische
Verantwortungszusammenhänge
vermitteln? Wie können Ju gend -
liche zu Akteuren im europä -
ischen Einigungsprojekt werden?

Nach Einführungen in den ak-
tuellen Stand der Forschung zum
Thema widmen sich Arbeits grup -
pen sowie Projektpräsentationen
der schulischen Praxis. Außerdem
wird in diesem Jahr im Rahmen
der Tagung erstmals eine Exkur -
sion des ganzen Teilneh mer krei -
ses nach Straßburg durchgeführt.
Nach einem Besuch des Euro päi -
schen Parlaments wird in Straß -
burg ein Gespräch mit dem lang -
jährigen EU-Abgeordenten Jo
Leinen (SPD) stattfinden. 

Als Referenten für die 13. Tage
der Politischen Bildung Rhein -
land-Pfalz konnten wei ter hin Prof.
Dr. Siegmar Schmidt (Universität
Koblenz-Landau), Prof. Dr.
Stefan Rappenglück (Hochschule
Mün chen) und Dr. Otto Schmuck
(Ver tretung des Landes RLP beim
Bund und der Europäischen
Union) gewonnen werden.

Die Tage der Politischen Bil -
dung – zugleich auch Jahres ta gung
des DVPB-Landesverbands RLP –
sind eine Kooperations ver anstal -
tung des Erziehungs wis sen schaft -
lichen Fort- und Weiter bil dungs -
instituts der evangelischen Kirchen
in Rheinland-Pfalz (EFWI) mit
dem Landesverband Rheinland-
Pfalz der Deutschen Vereinigung
für Politische Bil dung (DVPB),
dem Institut für Politik wissen -
schaft der Univer sität Koblenz-
Landau (Campus Landau) und der
Landeszentrale für politische Bil -
dung Rheinland-Pfalz. 

Aufgrund der Exkursion nach
Straßburg und dem Besuch des
EU-Parlaments ist in diesem Jahr
die Teilnehmerzahl auf 50 Per -
sonen beschränkt. Interessierte
Kol leginnen und Kollegen sollten
nicht zu lange mit ihrer Anmel -
dung warten. Im Rahmen der Ta -
gung – am Abend des 25. Okto ber
201 2 – wird außerdem auch wie -
der die Mitgliederver samm lung
des DVPB-Landesverbands Rhein -
land-Pfalz stattfinden.

Bettina Anslinger-Weiss,
DVPB, Landesvorsitzende

Rheinland-Pfalz
Dr. Günter Geisthardt, EFWI,

Direktor

polis 2/2012

2. Studientage
„Rechtsextremismus 
im Alltag“  

– Erfolgreiche Veranstal -
tungs  reihe in der Fridtjof-
Nansen-Akademie in Ingel -
heim geht ins dritte Jahr –

Mit dem Angebot dieser neuen
Informations- und Präventions -
veranstaltung wendet sich ein
breites Bündnis staatlicher und
zivilgesellschaftlicher Organisa -
tionen unter Federführung von
DVPB und DeGeDe an die Schü -
ler/innen der weiter führenden
allgemein bildenden und Berufs -
bildenden Schulen in Rheinland-
Pfalz. Nach der erfolgreichen und
viel beachteten Auftaktveran stal -
tung im Landtag Rheinland-Pfalz
am 18. September 2009 haben in-
zwischen 25 Veranstaltungen in
Kooperation mit der Fridtjof-
Nansen-Akademie für politische
Bildung im Weiterbildungs zent -
rum Ingelheim stattgefunden, bei
denen jeweils zwischen 100 und
120 Schüler/innen eines Jahr -
gangs, also insgesamt über 2.800
Jugendliche erreicht und über
Erscheinungsformen und Gefah -
ren des aktuellen Rechtsextremis -
mus informiert wurden. 

Die um fang reiche mündliche und
schriftliche Evaluation aller
Veranstal tungen zeigt, dass das
Studien tagskonzept, das neben ei-
ner Film vorführung und einem
ein führenden Vortrag auf die Mit -
arbeit der Jugendlichen in fünf
verschiedenen Workshops setzt,
bei den Schülerinnen und Schü -
lern und den begleitenden Lehr -
kräften auf eine überzeugend po-
sitive Resonanz stößt. Nach jeder
Veranstaltung finden Nachberei -
tungsgespräche mit Schul leitun -
gen, Kollegien und SV-Vertre -
ter/innen der teilnehmenden
Schu len statt, um Vereinbarungen
über die weitere Arbeit an diesem
Thema in einer großen Band brei -
te von Aktivitäten zu treffen und
damit die angestrebte Nach hal -
tig keit der Veranstaltung zu
sichern. 

Rechtsextreme, fremden- und
menschenfeindliche Einstellun -
gen in Form von gelebter Into le -
ranz, autoritären Denkmustern,
Ausgrenzung und Gewaltbereit -
schaft gegenüber Anders denken -
den, Menschen mit Migrations -
hintergrund u. a. Minderheiten
sind längst nicht mehr nur im
rechtextremistischen Milieu an -
gesiedelt, sie bestimmen zuneh -
mend unsere Alltagswelt und rei-

chen bis weit in die Mitte unserer
Gesellschaft hinein. 

Mit diesem Problem haben
auch die Schulen in vielfältigen
Erscheinungsformen zu kämpfen:
Schulhof-CDs, rechte Parolen,
Fremdenfeindlichkeit und Mob -
bing, „alternative“ rechtslastige
Freizeitangebote in sozialen
Brenn punkten, sowie von der
rechten Szene gebotene jugend -
spezifische Identifikations an ge -
bote für Schülerinnen und Schü -
ler, deren Schullaufbahn durch
Misserfolge, fehlende Perspek ti -
ven und Scheitern gekenn zeich -
net ist. Manchmal werden solche
Identifikationsmuster und auch
das Verhalten beeinflussenden
„Werte“ am entsprechenden
„Out fit“ sichtbar und daran, dass
rechtsextremistische Symbole ge-
tragen werden – letzteres entwe-
der provokativ offen oder auch
unscheinbarer auf Schulmappen
und anderen Schulutensilien. 

Auch die Schule muss dringlich
angemessene Strategien der In ter -
vention und vor allem der Prä -
ven tion entwickeln. Sie be nötigt
hierfür Unterstützung auch durch
außerschulische Partner insti tu -
tionen. Damit sich Schulen aktiv
und dauerhaft mit dem The ma
Rechtsextremismus auseinander-
setzen können, werden ergänzend
zu den bisherigen Ange bo ten des
Landes und der Kommu nen,
schülerbezogene Informa tions-
und Präventions maßnah men
durchgeführt. In Verbindung mit
Trägerinstitutionen der politi -
schen Jugendbildung sollen
Schü  ler/innen eines ganzen
Jahrgangs (9./10. Klassen) über
die Ziele, die Methoden und die
damit verbundenen Gefahren
rechtsextremistischer Organi sa -
tionen und ihrer (Freizeit-)Ange -
bote informiert und zugleich für
demokratische Alternativen sen-
sibilisiert werden. 

Die Studientage „Rechts extre -
mismus im Alltag“ versuchen ei-
nen Überblick zur aktuellen Si -
tuation zu geben, Gefahren bis
hin zu zunehmender rechts -
extrem motivierter Gewaltbe -
reitschaft und Lösungsansätze
aufzuzeigen. Nach einführenden
Filmen und Vorträgen erhalten
die Jugend li chen Gelegenheit
sich mit den Themen „rechtsex-
treme Musik“, „Rechtsextremis -
mus im Inter net“, „Rechtsextre -
mismus und Gewalt“ und „Men -
schenrechte statt Fremden -
feindlichkeit“ in Workshops und
Arbeitsgruppen aktiv auseinan -
der zu setzen. 

Fortsetzung Rheinland-Pfalz

Die Studientage „Rechtse xtre -
mismus im Alltag“ erfreuen sich
großer Beliebtheit: Seit Sep tem -
ber 2009 haben bereits 25 Schu -
len und über 2.800 Schülerinnen
und Schülern das Präven tions -
angebot genutzt. Um der hohen
Nachfrage, welche die Kapa zi -
täten weit übersteigt, erfüllen zu
können, wurden inzwischen in
mehreren Durchgängen insge -
samt über 30 Lehramts-Studie -
rende ausgebildet. Nach mehre -
ren Hospitationen und einem
Intensiv-Workshop führen sie seit
März 2010 in Zusammenarbeit
mit erfahrenen Referenten die
Studientage eigenständig durch. 

Die Nachfrage nach den Stu -
dientagen ist ungebrochen hoch.
„Wir erhalten beständig neue
Anfragen von Schulen. Mit dem
Angebot der Studientage treffen
wir anscheinend einen großen
Bedarf der Schulen“, so Hans
Ber kessel, der die Studientage
koordiniert. Kürzere Wartezeiten
für die Schulen erhoffen sich die
Veranstalter von der Ausweitung
des Studientagsangebots, die
durch zusätzlich bereit gestellte
Mittel insbesondere des Bil -
dungs ministeriums, möglich
wird. Allein in diesem Jahr wer -
den insgesamt 15 Studientage
durch geführt werden; zwei davon
in Ludwigshafen mit dem neuen
Kooperationspartner, dem
Heinrich-Pesch-Haus. 

Für die folgenden Studientage
sind noch Bewerbungen möglich:
Mittwoch, 30. Mai; Montag, 11.
Juni; Dienstag, 14. August;
Dienstag, 4. September; Freitag,
7. September (Heinrich-Pesch-
Haus, Ludwigshafen); Mittwoch,
12. September; Mittwoch, 19.
September; Montag, 15. Oktober
und Mittwoch, 24. Oktober 2012. 

Für die bis zu 100 teilnehmenden
Schüler/innen der Schule wird le-
diglich ein Teilnehmerbeitrag von
8,– € für Essen und Getränke er-
hoben, alle übrigen Kosten (auch
die Reisekosten) werden von den
Veranstaltern übernommen.
Bewerbungen per Mail (oder
Fax) an:
HansBerkessel@aol.com; 
Fax: 06132 87927.

Hans Berkessel 
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Berichte des Verbandes der
Lehrer für Geschichte und
Politik Hamburg

1. „Schokolade für
Europa“: Die EU im
Planspiel erfahren
lernen...

8.00 Uhr am Mittwoch morgen.
Etwas verschlafen, zugleich aber
auch gespannt betreten fast 100
Schülerinnen und Schüler (im
folgenden: SuS abgekürzt) der
10. Klassen des Albert-Schweit -
zer-Gymnasiums das Hamburger
Landesinstitut für Lehrerbildung
und Schulentwicklung. In den
folgenden sechs Stunden dreht
sich alles um die schwierigen
Verhandlungs- und Entschei -
dungs prozesse innerhalb und
zwischen Europäischem Parla -
ment und Ministerrat.

Der Auslöser wirkt ganz un -
schuldig: 1973 regelte die EU un-
ter welchen Bedingungen die Be -
zeichnung „Schokolade“ zu füh -
ren ist. Die Richtlinie besagte,
dass Schokolade mindestens 35
% Kakaotrockenmasse enthalten
müsse. Andere pflanzliche Fette
durften nicht zugesetzt werden.
Eine Ausnahmeregelung erhielten
die Länder, die seit 1973 der EG
beigetreten waren: Ihnen wurde
erlaubt, 5 % andere pflanzliche
Fette zuzufügen. Es war in den
Folgejahren unklar, ob die in die-
sen Ländern unter der Bezeich -
nung „Schokolade“ hergestellten
Produkte in den innereuro päi -
schen Handel (Binnenmarkt) ge-
bracht werden durften. Schließ -
lich kam es zum Streit: Italien
und Spanien weigerten sich, „un-
echte“ Schokolade aus Großbri -
tan nien ins Land zu lassen.

Um dieses Problem zu lösen,
schlägt die Europäische Kommis -
sion vor, zukünftig einen Maxi -
mal anteil von 5% an fremden
Fetten in Schokoladen zu gestat-
ten und für diese Produkte den
Handel in der EU freizugeben.
Mit diesem Vorschlag mussten
sich nun die Schülerinnen und
Schüler in dem Plan- und Rollen -
spiel auseinandersetzten:

Die SuS waren Abgeordnete
im Europäischen Parlament, Ver -
treter von Mitgliedsstaaten im
Ministerrat, Lobbyisten von CA-
OCOM, des Verbandes der euro -
päischen Schokoladenindustrie

sowie von TRANSGLOBE, einer
Nichtregierungsorganisation, die
Interessen afrikanischer Ent wick -
lungsstaaten vertritt.

Mit einem festlichen Gala-Abend
– auf Einladung CAOCOMs –
begann das Plan spiel, mit ver -
schiedenen Abspra chen und Ver -
handlungen zwi schen den In ter -
essengruppen und in mehreren
Parlaments- und Ministerrats -
sitzungen wurde diskutiert und
abgestimmt. Zu einer Hochform
lief dabei der britische Vertreter
im Ministerrat auf, der vehement
die Vorteile der briti schen, aus di-
versen Fetten zu sam men gestell -
ten, Schokolade hochhielt und
Geschmacksfragen zu einem
Kern bestand der briti schen Iden -
tität erklärte! Differen zierter wa-
ren die Beiträge der Parteien im
Europäischen Parla ment. Hier er-
hielt der Kommis sionsvorschlag
schließlich auch eine breite
Mehr heit – im Minis terrat schei-
terte diese Vorlage schließlich an
der Hürde einer erforderlichen
qualifizierten Mehr heit! Damit
musste alles beim Alten bleiben,
bis zum nächsten Einigungs -
versuch zwischen Euro päischem
Parlament und Ministerrat.

So stand am Ende des Plan- und
Rollenspieles die Erkenntnis,
dass politische Entscheidungs -
prozesse Zeit benötigen, Kom -
promisse aber zumindest in
Reich weite sind. Die Schüle rin -
nen und Schüler hatten einen
Einblick in die Spannungen zwi-
schen gesamteuropäischen Inte -
ressen und nationalen Positionen
gewonnen, handlungsorientiert
und selbstverantwortlich ihre
Positionen entwickelt, begründet
und argumentativ vertreten. Zu -
künftig werden sie vielleicht mit
Verständnis schmunzeln, wenn in
den Nachrichten über Abstim -
mungs- und Entschei dungs pro -
zesse innerhalb der EU berichtet
wird – wahrscheinlich werden sie
sich auch die Inhaltsangaben ih -
rer bevorzugten Schokoladen -
marke genauer anschauen.

2. Einführung des
Zentralabiturs ab 2014
in Politik-Gesellschaft-
Wirtschaft und in
Geschichte

Am 1. August 2009 ging in
Hamburg eine neue Form der
Oberstufenorganisation an den
Start: Seitdem lernen die Schü -
lerinnen und Schüler nicht mehr
in Leistungs- und Grundkursen,
sondern in sogenannten „Profil -
bereichen“, in denen Profilfächer
mit begleitenden Fächern so
kom biniert werden, dass fächerü-
bergreifendes und projekt orien -
tiertes Lernen erleichtert wird.
Mit der Einführung der Profil -
oberstufe wurden die zentralen
Abiturprüfungen auf Deutsch,
Mathematik und den Fremd spra -
chen begrenzt. Dieses System
wird jetzt verändert: Für die
Schülerinnen und Schüler, die am
1. August 2012 in die Studien -
stufe eintreten, wird es zentrale
Prüfungen in praktisch allen Fä -
chern geben. (Ausnahmen soll es
nur in Fächern geben, in denen
nur sehr wenige Prüfungen absol-
viert werden bzw. in denen eine
zentrale Prüfung aus fachspezifi-
schen Gründen sehr schwierig
wäre.) 

Damit wird in Hamburg das Zen -
tralabitur in dem Fach „Politik-
Gesellschaft-Wirtschaft“ (vor
2009 „Gemein schafts kunde“)
wieder, in „Geschichte“ erstmals
eingeführt. Der Schul senator Ties
Rabe (SPD) begründet seine
Entscheidung insbesondere mit
der Notwendigkeit, bundesweit
zu einheitlichen Abiturstandards
zu kommen.

Auch das Korrekturverfahren
soll wieder umgestellt werden:
An die Stelle des derzeitigen
schulübergreifenden Verfahrens,
bei dem Zweitgutachter von
anderen Schulen die jeweiligen
Abiturarbeiten unabhängig von
der Erstbeurteilung korrigieren,
soll es wieder ein schulinternes
Verfahren geben, bei dem sich
Referent und Korreferent über
das Gutachten abstimmen und ein
schulinterner Prüfungsausschuss
schließlich die Note festsetzt.

Dr. Helge Schröder, Hamburg

1. Landesverband der
DVPB kooperiert mit 
Grenzmuseum
Schifflersgrund als außer-
schulischem Lernort 

Gitarre und Bandoneon setzte
der Liedermacher Stephan
Krawczyk gekonnt ein, um die
etwa 100 Besucherinnen und
Besucher am Sonntag, dem
04.03.2012, im Grenzmuseum
Schifflersgrund zu begeistern.
Der Künstler war hier zu Gast,
um mit der Landes be auftragten
des Freistaats Thü rin gen für die
Unterlagen des Staats -
sicherheitsdienstes, Frau Hildi -
gund Neubert die Sonderaus stel -
lung „DDR: Mythos und Wirk -
lich keit“ der Konrad Adenauer
Stiftung zu eröffnen.

In seinen stimmgewaltigen
und anspruchsvollen Liedern
spiegelten sich die Erlebnisse
wieder, die er in der ehemaligen
DDR sammelte. Stephan Kraw -
czyk vermittelte nicht nur eigene
Erfahrungen aus einem wichtigen
Teil der jüngsten Geschichte der
beiden deutschen Staaten, son -
dern stellte auch dar, dass es sehr
wichtig ist, die Demokratie als
größtes Gut einer Gesellschaft zu
erhalten. Der heute in Berlin le -
bende Liedermacher gilt als einer
der bedeutendsten nationalen
Künstler der ehemaligen DDR
und gibt bundesweit Konzerte. 

Das Grenzmuseum Schifflers -
grund präsentierte an diesem Tag
zudem der breiten Öffentlichkeit
sein umfangreiches pädagogi -
sches Angebot. Dieses spricht
ver schiedene Altersgruppen, von
der Grundschule bis zur Hoch -
schule, an und vermittelt an ei -
nem Originalschauplatz beein -
dru ckend die Themen Trennung
und Gewalt in der deutsch-
deutschen Geschichte. Zu den
pädagogischen Mitarbeitern zählt
auch Alexander Bösenberg, Lan -
des vorstandsmitglied der DVPB
Thüringen, der seit diesem Schul -
jahr Schulklassen vor Ort betreut,
Rollenspiele umsetzt oder sich
gemeinsam mit Schulklassen auf
Spurensuche an der inner deut -
schen Grenze begibt. 

Die Teilnehmer können aus 9
verschiedenen Lernmodulen aus-
wählen.

Der Landesverband der
DVPB Thüringen plant, die Ko -
ope ration mit den Grenzmuseen
in Thüringen zu verstärken und

Hamburg
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im Hörsaal 6 der Friedrich-
Schiller-Universität Jena. Für das
Thema „Werte-Bildung und poli-
tische Bildung“ konnte die lang -
jährige Inhaberin der Professur
für Sozialkunde an der Martin-
Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Prof. em. Dr. Sibylle
Reinhardt, gewonnen werden. 

Gleich zu Beginn ihres Vor -
trages betonte sie, dass das
Grund gesetz der Bundesrepublik
Deutschland die oberste Richt -
schnur für die Werte-Bildung in
der politischen Bildung darstellt.
Die Demokratie sei das politische
System mit dem höchsten denk -
baren moralischen Anspruch. Die
staatsbürgerliche Gleichheit hin-
sichtlich der Teilhabe am politi -
schen System gelte unabhängig
von sozialen oder auch natür li -
chen Merkmalen der jeweiligen
Individuen. Die tatsächliche
Teilhabe am politischen System
unterscheide sich jedoch nach
Merkmalen wie Bildung oder
dem, in der Bundesrepublik
Deutschland häufig diskutierten,
sozio-ökonomischen Status. Da -
her sei die Hauptaufgabe der po-
litischen Bildung das Demokra -
tie-Lernen.

Werte werden allgemein als
Vorstellungen des Wünschens -
werten, also als Ideen oder Ideale
verstanden. Die Träger von
Werten sind in erster Linie die
Individuen, die in der modernen
pluralistischen Gesellschaft ihre
eigenen Wertvorstellungen ent -
wickeln und diese über unter -
schied liche Situationen als ihre
individuellen Werte begreifen.

Allerdings sind Werte nicht
nur an die einzelnen Individuen
gekoppelt. Auch systemische Re -
gelungen oder Institutionen re -
kurrieren auf jeweils immanente
Wertbezüge. Reinhardt verdeut -
lichte dies am Beispiel des Sys -
tems der Marktwirtschaft. Im
Grunde handelten die Teilnehmer
dieses gesellschaftlichen Sub -
systems aus purem Eigennutz.
Die rechtlichen Rahmenbe din -
gungen und staatlichen Absi che -
rungen – somit also die politi -
schen Entscheidungen – würden
jedoch neben der „unsichtbaren
Hand“ (Adam Smith) das Ge -
mein wohl fördern.

Auch der Werte-Kern der
jeweiligen Institution oder des
gesellschaftlichen Systems ist
gänzlich unterschiedlich struktu-
riert. So stellt Gerechtigkeit in -
nerhalb der Marktwirtschaft eine
andere Idee dar als innerhalb der
Familie oder Schule. FDP-Mit -
glieder definieren die Werte
„Frei heit“ und „Gleichheit“ in ei-

nem anderen Bezug, als z. B. ein
Gewerkschaftsmitglied. Demo -
kra tisch-pluralistische Gesell -
schaf ten werden durch Wertekon -
flikte geprägt. Wichtig sind Insti -
tutionen, die eine Entscheidung
bei grundlegenden Wertekon -
flikten herbeiführen müssen. 

Reinhardt verdeutlichte in ih -
rem Vortrag, dass Werte abstrakt,
kontrovers und historisch sind.
Daraus leitete sie drei didaktische
Konsequenzen ab:

Erstens: Toleranz statt
Partikularismus

Zweitens: Individuelle Moral
und Politische Bildung gehören
zusammen

Drittens: Reflexivität statt
Übernahme

Für den politischen Unterricht
bietet sich nach Reinhardt vor al-
lem die Dilemma-Methode an,
die in vier Schritten von der Per -
sonalisierung des Dilemmas zur
politischen Regelung führt. Zu -
nächst soll das Dilemma vor ge -
stellt werden und die Lernenden
zu ersten unstrukturierten Äuße-
rungen angeregt werden. Im
zweiten Schritt erfolge die Struk -
turierung der Argumente, bevor
im dritten Schritt eine Reflexion
der Tragfähigkeit ebenjener Ar -
gumente vorgenommen wird.
Innerhalb der vierten Phase wür-
de das konkrete Dilemma in die
übergreifende Ebene staatlicher
Willensbildung überführt und die
Folgen der politischen Entschei -
dung hinsichtlich des konkreten
Dilemmas überprüft. 

Das Ziel politischer Bildung
sei nicht die fraglose Übernahme
von Werten, sondern die reflek -
tierte Aneignung derselben. In
den Moralstufen von Kohlberg
sieht Reinhardt ein geeignetes
Instrument, um über Werte zu re-
flektieren. 

In der sich anschließenden
Diskussion meldete Prof. Deich -
mann Zweifel an, ob denn die
Aussage, dass Werte abstrakt,
kontrovers und historisch sind in
ihrer Absolutheit übernommen
werden könne. Vielmehr vertritt
er die Auffassung, dass Werte
universellen Charakter besäßen.
Reinhardt teilt diesen Standpunkt,
gab aber zu bedenken, dass im -
mer dann ein Problem auftrete,
wenn versucht würde, den westli-
chen Wertekanon anderen Gesell -
schaften aufzudrücken. 

Weitere Diskussionsbeiträge ziel-
ten auf die Dilemma-Methode
und äu ßerten den Wunsch nach
einem gemeinsamen Fundament,
um mit dessen Hilfe die Dilem -
ma-Methode zu unterrichten. Das

Landesvorstandsmitglied Toralf
Schenk leitete eine der Arbeits -
gruppen, die sich v. a. der Pro jekt -
didaktik verschrieb. Aus ge hend
vom Verständnis der Demokratie
als Lebensform, berieten die
Schülergruppen ihre Projekte, die
Probleme der Schü lermitwirkung
in der Schule, des Umgangs mit
Regionalgeschichte und der akt i -
ven Gestaltung der Lebensumwelt
thematisierten. Schüler aus unter-
schiedlichen Schulformen und
Klassenstufen arbeiteten gemein-
sam in einer offenen und kreativen
Lernum ge bung. 

Am Nachmittag öffneten die
Schüler ihre Arbeitsräume. Es bot
sich allen ein moderierter Ga le -
rierundgang, der Einblicke in alle
Projekte gewährte. Schnell er -
kannten die Schülerinnen und
Schüler, dass ihre Vorhaben und
Ziele, Menschen zu Verant wor -
tung und Mitwirkung zu bewe -
gen, sich ähneln. Zugleich stie -
ßen sie aber auch während ihrer
Projektphasen an Grenzen und
erfuhren nicht immer die ge -
wünsch te Unterstützung und den
erhofften Enthusiasmus oder hat-
ten Sorgen ob der Nachhaltigkeit
ihres Projektes. Doch genau diese
Erfahrung half den Gruppen, sich
über die Fachtagung hinaus in
Verbindung zu setzen.

Am zweiten Tag hatten alle
Teilnehmer die Möglichkeit, selbst
neue Impulse für ihre Pro jekte zu
gewinnen. Dazu konnten sie zwi-
schen verschiedenen Lern ange -
boten wählen, wie z.B. „Jugend -
kulturen in der DDR“, „Rechten
Parolen gegenüber treten“ oder
„Das Netz das fetzt“. Nach einer
gemeinsamen Ab schlussdiskus -
sion endete die Fachtagung am
späten Freitag nachmittag. 

Die Teilnehmer der Tagung
erkannten, dass der Stellenwert
ihrer Projekte für eine demokrati-
sche Zivilgesellschaft unentbehr-
lich ist, die zugleich von Engage -
ment und Mitbestimmung getra-
gen wird. 

Toralf Schenk, Jena
2. Landesvorsitzender DVPB

Thüringen

3. „Werte-Bildung und
Politische Bildung“ –
Ein Bericht zu den
Jenaer Gesprächen zur
Politischen Bildung 

Zu den traditionellen „Jenaer
Gesprächen zur politischen Bil -
dung“ begrüßte der neue Inhaber
der Professur für Didaktik der
Politik, Prof. Dr. Michael May,
am 24.04.2012 zahlreiche Gäste

ver weist beispielsweise auf seiner
Homepage auf diese Einrich tun -
gen und deren außerschulischen
Bildungsangebote. 

Toralf Schenk, Jena
2. Landesvorsitzender DVPB

Thüringen

2. Erfolgreiche Koope ra -
tion während der Fach -
tagung des Wettbe -
werbes „Demokratisch
Handeln. Schulprojekte
und Schulkultur“ 
zwischen dem Landes -
 verband Thüringen der
DVPB und dem Förder -
programm Demokratisch
Handeln

Alexis de Tocqueville definiert
den Begriff der Demokratie wie
folgt: „Die Demokratie schafft
kein starkes Band zwischen den
Menschen. Sie erleichtert ihnen
aber den Umgang miteinander.“

Hätte es zu Lebzeiten Tocque -
villes bereits das Förderpro gramm
„Demokratisch Handeln“ gege -
ben, so wäre sein Verständ nis vom
Demokratiebegriff sicher ein an -
derer. Die Fachtagung des Wett -
bewerbes „Demokratisch Han -
deln“ am 15. und 16. März 2012
in der Imaginata in Jena bewies
sehr wohl, dass Demokratie ein ei-
nigendes Band schaffen kann. 

Die Initiatoren der Fachta -
gung, das Förderprogramm De -
mo kratische Handeln, das Thü -
rin ger Institut für Lehrer fort -
bildung, Lehrplanentwicklung
und Medien (ThILLM), die
Deutsche Gesellschaft für Demo -
kratiepädagogik und der Landes -
verband der DVPB Thüringen be-
grüßten zahlreiche Schülergrup -
pen aus Thüringen, die ihre Pro -
jekte der vergangenen Lernstatt-
Ausschreibungen präsentierten. 

Zu Beginn des ersten Tages
versammelten sich alle Teilneh -
mer und Veranstalter in der Ton -
halle der Imaginata, um von Dr.
Wolfgang Beutel (Geschäfts -
führer des Förderprogramms
Demokratisch Handeln) und dem
Regionalberater Thomas Thieme
begrüßt zu werden. 

Anschließend bot sich den
Schü lern die Möglichkeit, ihre
Pro jekte vorzustellen, Anre gun gen
zu sammeln und Kontakte zu
knüp fen. Dazu konnten sie zwi -
schen verschiedenen Workshops
wählen, die ihnen ein anregendes
Podium für den Austausch und die
ge meinsame Arbeit boten. DVPB-

Fortsetzung Thüringen
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Fundament bildet sich, so die
Antwort Reinhardts, aus den bei-
den Werten, die im Wertkonflikt
kollidieren.

Auch der Umstand, dass die
Politisierung des Dilemmas erst
recht spät erfolge, wurde
debattiert.

Christian Schmieder, Jena
Beisitzer im Landesvorstand der

DVPB Thüringen

4. Ankündigungen und
Informationen des
Landesverbandes der
DVPB Thüringen

07.06.2012 – Tag der Politik wis -
sen schaft/Lehrerpolitiktag in der
Friedrich-Schiller-Universität Jena

25.06.2012 – Einladung zum po-
litischen Stammtisch „Die Jenaer
Politikdidaktik stellt sich vor“ –
Prof. Dr. Michael May stellt sich
den Mitgliedern des Landes ver -
bandes der DVPB Thüringen und
anderen Interessenten vor. Zudem
präsentieren Vertreter der Lehr -

plangruppe Sozialkunde Kon zep -
tionen und Auszüge aus dem neu-
en Lehrplan, der ab dem Schul -
jahr 2012/2013 in Kraft tritt. Die
Veranstaltung beginnt um 16:00
Uhr in der Gaststätte „Zur Noll“
in Jena in der Oberlauengasse. 

20.09.2012 – Tag der Gesell -
schafts wissenschaften zum The -
ma „Leben in einer globalisierten
Welt“. Anmeldung erbeten über
das Thillm in Bad Berka 

13.11.2012 – 16:00-18:00 Uhr
Mitgliederversammlung des Lan -
desverbandes der DVPB Thü -

ringen in der Mensa der IGS
„Grete Unrein“ Jena, August-
Bebel-Straße 1

13.11.2012 – 18:30-20:00 Uhr
Jenaer Gespräche zur politischen
Bildung

Für die Aktualisierung seiner
Mitgliederkartei bittet der DVPB
Landesverband alle Mitglieder,
ihre aktuellen Kontaktdaten mit
Anschrift, Telefonnummer und e-
Mailadresse dem DVPB-
Landesvorsitzenden Anselm
Cypionka zukommen zu lassen.
(Anselm.Cypionka@web.de)

Fortsetzung Thüringen

Impressionen von der
Delegiertenversammlung 

der DVPB in Berlin, unten ganz rechts:
Adalbert Brunner, Gründungsvorsitzender

der DVPB 1965; 
Fotos: Helmut Bieber
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Braun = Rot! 
Eine Broschüre zum
Linksextremismus verletzt
fundamentale normative
Standards der Politischen
Bildung

Zeitbild-Stiftung (Hg.):
Demokratie stärken –
Linksextremismus verhindern.
Bearbeiter: Bernd Woschnik,
wissenschaftliche Bratung:
Prof. Dr. Eckhard Jesse,
gefördert vom Bundes minis -
terium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend.
München: Zeitbild-Stiftung
September 2011, 36 S.

Die Mordserie der Zwickauer Ter -
rorbande hat wieder einmal ge -
zeigt, was eigentlich seit Jahr -
zehnten bekannt sein könnte: Der
Staat ist auf dem rechten Auge
zwar nicht völlig blind, aber stark
sehbehindert. Dazu passt die end-
lose Reihe von Enthüllungen über
die Kontinuität der Eliten vor und
nach dem Zweiten Weltkrieg.
Pein lich ist das vor allem für jene,
die auf die gründliche Aufarbei -
tung der NS-Vergangenheit in den
vergangenen 60 Jahren vertraut
haben. Heute wird offensichtlich,
dass da noch einiges nachzuarbei-
ten ist. 

Die Ablenkungsstrategie

Statt dies endlich zu tun, gibt es
die ebenso lang wirksame Ten -
denz zu einer anderen Reaktion:
zur Ab lenkung der Aufmerk sam -
keit von Rechts nach Links. So
hat jüngst Alexander Dobrindt,
der Ge neral sekretär der CSU, in
der Debatte um die Bekämpfung
der NPD gefordert zu prüfen, ob
diese Maß nah men (Aussetzen der
Wahl kampf finanzierung, Verbot
der Par tei) nicht auch gleich für
die Linkspartei anzuwenden sei -
en. Denn „braun oder dunkelrot“,
das sei „egal“ (SZ 4.1.2010). Es
ist die ser Geist, dem offe n sicht -
lich auch eine Broschüre ent -
sprang, die Kristina Schröder, die
sich als Bun desfamilienministerin
auch für die Politische Bildung
der Jugend zuständig sieht, bereits
im Herbst vergangenen Jahres der
Öffentlichkeit vorgestellt hat. Das
Heft mit dem Titel „Demokratie
stärken – Linksextremismus ver-
hindern“ wurde von der Zeitbild
Stiftung in München erarbeitet,
die sich wis senschaftlich durch
den als Ex tre mismusforscher be-

kannten Chem nitzer Politik pro -
fessor Eckhard Jesse beraten ließ.
Das Heft will eine didaktische
Handreichung für Lehrkräfte sein,
die etwas gegen die „bisher zu
we nig beachtete“ Gefahr des
Links  extremismus (Kris tina
Schrö der) unternehmen wollen 
(S. 3).

Was können Lehrer und ihre
Schüler mit Hilfe dieses Heftes
ler nen? Und was nicht? Gelernt
werden kann, was politisch mo ti -
vierte Gewalt von Privatpersonen
alles anrichtet. Das Heft macht
klar, wie wichtig es ist, dass das
Monopol der Gewaltausübung
beim Staat liegt. Es führt dem Le -
ser vor Augen, dass der Staat auf
eine ganz bestimmte Art und Wei -
se geordnet sein muss, damit er
sei ne Aufgabe auch wirklich zu er-
füllen vermag: die Rechte der
Menschen und letztlich ihre Wür de
zu schützen. Und es versucht dar-
zulegen, wie gefährlich Dog ma -
tismus, wie wichtig also Plura lis -
mus für die Aufrechterhaltung und
Lebendigkeit dieser staat li chen
Ord nung ist. Das ist zwar eine
gan ze Menge Lernstoff, er ist aber
auch bisher schon Bestand teil des
Pflichtcurriculum der Po litischen
Bildung in allen Schul arten. 

Wenig gelernt werden kann mit
Hilfe dieser Veröffentlichung aber
zu einer wichtigen anderen Frage,
die die Autoren ebenfalls auf wer -
fen: Worin unterscheiden sich ei -
gentlich Links- und Rechts extre -
misten? Der Verweis der Bro schü -
re auf die Internetseiten des Bun -
des amtes für Verfassungs schutz
hilft an dieser Stelle nicht weiter,
weil dort in Bezug auf den Links -
extremismus außer ein paar
Schlag wörtern, die für die Schüler
nur Worthülsen sein können, nichts
inhaltlich Substanzielles zu finden
ist. Es wäre ja wenigstens die Fra -
ge zu stellen, wer typi scher weise
die Opfer extre mis ti scher linker
und die rechter Ge walt täter sind
und wie diese Aus richtung der Ge -
walthandlungen jeweils ideolo -
gisch begründet ist. Es ist ja doch
bemerkenswert, dass rechte Ge -
walttäter sich in aller Regel gegen
Menschen rich ten, linke meist ge-
gen Sachen. Und wo extre mis ti -
sche Gewalt gegen Menschen ge-
richtet ist, gibt es einen nicht weni-
ger be zeich nenden Unterschied:
die Rechten suchen sich Schwä -
chere, angetrieben durch die Ideo -
logie vom Recht des Stärkeren, die
Linken in aller Regel herausgeho-
bene Re präsentanten von Staat und

Ge sellschaft, Mitglieder der po li -
tischen und wirtschaftlichen Eliten
also.

Normative Prinzipien der
Politischen Bildung 

Etwas anderes ist für die Beur tei -
lung dieser Broschüre weit gra -
vie render: Ein genaueres Studium
zeigt, dass sie fundamentale nor-
mative Standards der Politischen
Bildung verletzt. Politische Bil -
dung, so der seit Mitte der 70er
Jahre allgemein anerkannten
Konsens unter Fachdidaktikern
(Beutelsbacher Konsens), muss
drei Kriterien erfüllen: Sie darf
erstens den Schüler auf keinen
Fall indoktrinieren, also von einer
bestimmten politischen Position
überwältigen. Sie darf zweitens
die existierenden wissen schaftli -
chen und politischen Kontro ver -
sen nicht verschweigen, sondern
muss sie neutral darstellen. Und
sie muss sich drittens am Schüler -
interesse orientieren, das heißt
nicht nur, die augenblicklichen
Interessen des Lernenden ernst
nehmen, sondern ihn zudem be -
fähigen, auch in Zukunft seine
Interessen zu erkennen und für sie
einzutreten. Die Autoren von
„De mokra tie stärken – Links ex -
tre mismus verhindern“ verstoßen
gleich gegen alle drei Prinzipien. 

Beginnen wir beim Schüler -
interesse. Sieht man von diversen
methodischen Vorschlägen zur
Motivierung und Aktivierung der
Lernenden einmal ab, so spielt bei
den didaktischen Vorüberle gun -
gen der Broschüre das Schüler -
interesse schlichtweg keine Rolle.
Auch leitet es die vorgeschla ge -
nen Lernprozesse nicht erkennbar
an. Statt am Schülerinteresse sind
diese Lernprozesse zunächst
allein am Interesse des Staates an
der Aufrechterhaltung des Ge -
walt monopols orientiert. Dass
die ses wiederum über etliche
Vermittlungsschritte bzw. unter
ganz bestimmten Bedingungen
auch dem Interesse des Schülers
dienen kann, ist damit nicht in
Abrede gestellt.

Verschweigen von Kontroversen

Zu der Geringschätzung des Schü -
lerinteresses kommt die Verletzung
des Kontroversgebots. Hier wird
gegen nichts Geringeres als die
plu  ralistische Grund ver fasstheit
unseres Gemeinwesens verstoßen,
die ja von den Autoren als Gegen -
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pol zum Dogmatismus der Extre -
misten so sehr betont wird. Zwei
Beispiele sollen dies belegen. 

Erstes Beispiel: Unter der Ka -
pitelüberschrift „Argumente des
Linksextremismus“ wird die Ar -
gumentationskette „Kapita lis mus –
Nationalismus – Imperia lis mus“
als typisch für den Links extre mis -
mus vorgestellt, der den Kapitalis -
mus für Kolonialismus und Un ter -
entwicklung verant wortlich mache
(S. 13). Sollen sich die Leser also
nach dem Wil len der Verfasser Un -
terent wick lung als Naturge ge ben -
heit oder als Folge der Bevölke -
rungs explo sion oder wovon sonst
erklären, nur ja nicht mit Koloni a -
lismus, Nationalismus und Ka pi -
talismus in Verbindung bringen?
Tatsache ist nicht nur, dass dieser
Zusam menhang in vielen histo ri -
schen Standarddar stel lungen genau
so gesehen wird und sich auch in
gu ten Schulbüchern wiederfindet.
Wissenschaftliche Kontroversen
bestehen vor allem hinsichtlich der
Gewichtung und genauen Ver -
knüp fung dieser Fak toren. Hier
wird eine wichtige Perspek tive auf
die existierende globale Ungleich -
heit einfach als extremistisch abge-
stempelt, also aus dem Diskurs per
Autoritäts beweis ausgeschlossen.

Zweites Beispiel: Auf dem Ar -
beitsblatt „Wie macht man gleich?“
geht es um soziale Un gleichheit in
Deutschland (S. 32). Nach der
Beschäftigung mit In for ma tionen
zu Vermögen, Ein kom men und
Steuern sollen Schü ler drei Thesen
zur Frage der Ak zep tanz der exis -
tierenden sozialen Un gleichheit
dis kutieren: Un gleich   heit aufgrund
der „kapitalis tischen Klassen ge -
sell schaft“, die nach einer Revo lu -
tion verlange. Un gleich    heit aus ir-
gendwelchen (of fenbar anderen)
Gründen, die ohne Revolution
über wunden werden könne. Und
Un gleicheit aufgrund der Tatsache,
dass Menschen „von Geburt an“ in
Bezug auf ihre „physischen und
geistigen Begabun gen“ ver schie -
den sind, ein Um stand, mit dem
man sich aber of fenbar ab finden
müsse. Die erste These wird als
linksextremistisch ge kennzeichnet,
die zweite und dritte bleiben ohne
politische Zu ord nung. Was lernt
der Schüler hier? Dass die Diagno -
se „kapita listi sche Klassen gesell -
schaft“ immer revolutionäre Kon -
sequenzen ha ben müsse, also nicht
weiter zu prüfen sei. Und dass man
soziale Ungleichheit nur entweder
durch Sozialpolitik be einflussen
könne oder sich mit ihr arrangieren
müsse, weil die Menschen eben
von Na tur aus ungleich seien. Aus -
ge blendet werden hier offenbar all

jene soziologischen und gesell -
schafts politischen Perspektiven in
Wissenschaft und Politik, die in
Deutschland „alte“ oder „neue“
„Klassenstrukturen“ diagnostizie-
ren, diese in engem Zusam men -
hang mit den Eigentums-, Ver fü -
gungs- und Anreizstrukturen des
Ka pitalismus sehen und nicht nur
auf die Sozialpolitik setzen, wenn
es darum geht, mehr soziale
Gleich    heit zu schaffen. Ein rechts -
staatlich, demokratisch und sozial-
staatlich verfasstes Gemein wesen
kann das staatliche Gewalt mono -
pol für die Begrenzung sozialer
Un  gleichheit bekanntlich nicht nur
in direkt zum Beispiel über Steu -
ern, sondern auch direkt über die
staatliche Da seinsvorsorge, über
Ver- und Ge bote in Bezug auf Ver -
tei lungs fra gen und über die Gestal -
tung der Eigentumsordnung einset-
zen. 

Wie sollen Lehrkräfte ihre
Schützlinge auf die spätere Rolle
als mündige Bürger vorbereiten,
wenn diese Lehrkräfte nicht in die
Lage versetzt werden, die in Be zug
auf unsere Lebenswelt sehr unter-
schiedlichen Beschrei bun gen, Er -
klärungen und Politik kon zepte al-
ler in den Parlamenten vertre tenen
Parteien zumindest in ihren Grund -
zügen neutral darzu stellen? Indem
in der Broschüre beispielsweise
die Tageszeitung „Neues Deutsch -
land“ – anders als im Verfassungs -
schutzbericht des Bundesinnen -
ministers von 2010 – dem Extre -
mismus zugeordnet wird, wird den
Lehrkräften eine multiperspektivi-
sche Informa tions beschaffung so-
gar noch er schwert.

Überwältigung des Schülers

Während es beim Verstoß gegen
das Kontroversgebot um das
kognitive Vorenthalten von politi-
scher Bildung geht, geht es beim
Verstoß gegen das Überwälti -
gungs verbot um die direkte, auch
affektiv wirksame Entmündigung
des Lernenden. Auch davor schre -
cken die Autoren nicht zurück.
Die Spuren dieses Bemühens um
Überwältigung ziehen sich durch
die gesamte Broschüre. Die Auto -
ren scheinen in ihrer Weltsicht
von einer klaren Trennung von
Gut und Böse auszugehen, wobei
von Vornherein festzustehen
scheint, was jeweils das Gute und
das Schlechte ist und dass der
Schüler vor dem Schlechten zu
bewahren sei. Schlecht sind dem-
nach alle „vermeintlich einfachen,
eindimensionale Lösungsansätze
sozialer Problemlagen“ und wer-
den deshalb als „utopisch und ge-

fährlich“ attribuiert (S. 20). Wer
Utopien in einem Atemzug mit
Gefahren nennt, wer offenbar die
Stückwerkstechnologie als die ein-
zig legitime Form der sozialen und
politischen Intervention anerkennt,
hat nichts verstanden von jenen
Er  kenntnissen, die in einer zeitge -
mäßen Politikdidaktik längst zum
Standard gehören: dass gerade in
der Förderung des Möglich keits -
sinns eine wichtige Aufgabe der
Politischen Bildung liegt und dafür
auch spezielle Me thoden wie die
Zukunfts werk statt für den schu li -
schen Einsatz bereit stehen. 

Die Schwarz-Weiß-Brille der
Autoren zeigt sich besonders
deutlich im Zusammenhang mit
dem Begriff des Antifaschismus.
Dort wird der „demokratische“
vom „antidemokratischen“ Anti -
faschismus abgegrenzt und Letz -
terer als „Legitimationsideologie
für die DDR und sozialistische
bzw. kommunistische Diktaturen“
bezeichnet (S. 13). Als demokra-
tisch gilt den Autoren demnach
ein Antifaschismus nur dann,
wenn er sich gegen rechtsextremi-
stische Positionen und gegen eine
Rechtsdiktatur wendet und in der
Aufhebung von Grundrechten und
der Verfolgung und Ermordung
von Gegnern das Wesen des Fa -
schismus sieht. Antidemokratisch
ist ein Antifaschismus hingegen
dann, wenn er davon ausgeht,
dass der Faschismus „in wirt -
schaftlichen Krisen notwendiger-
weise aus dem Kapitalismus her-
vorgeht“ und die „Abschaffung
des kapitalistischen Wirtschafts -
systems und damit der als bürger-
lich geltenden parlamentarischen
Demokratie“ anstrebt. 

Durch diese Abgrenzung des
guten vom schlechten Antifa -
schis mus soll der Lernende offen-
bar gezwungen werden, den deut-
schen Faschismus allein auf poli-
tische Ursachen zurückzuführen,
ökonomische Voraussetzungen
wie Welt wirtschaftskrise, Exis -
tenz ängste des Mittelstandes, fi -
nanzielle und politische Inter ven -
tionen eines maßgeblichen Teils
der deutschen Industrie zugunsten
der NSDAP und Hitlers also gar
nicht erst in den Blick zu nehmen.
Die Fixie rung des Blicks auf poli-
tische Fak toren, die in der Tat
durch die politischen Strukturver -
änderungen nach 1945 weit ge -
hend beseitigt wurden, stellt den
ökonomischen Strukturen als Fak -
toren des Fa schismus faktisch ei-
nen Freibrief aus. Damit wird eine
ganz spezifische – unter vielen
möglichen und existierenden –
Sichtweise zur alleingültigen er -

ho ben, der Schüler wird also im
wahrs ten Sinn des Wor tes indok-
triniert und überwältigt. 

Aus dieser auf das Politische fi-
xierten Perspektive wird De mo -
kratie allein als Herrschaftsform
gesehen. Die Möglichkeit – und
historische Erfahrung! – aber, dass
politische Demokratie nur auf
Dauer Bestand haben kann, wenn
Demokratie auch Ge sell schafts-
und Lebensform ist, er scheint
offenbar als nicht diskussionswür-
dig. Hier wird ein einseitig an den
Formen des Politischen orientierter
Demokratiebegriff zur Doktrin er-
hoben, ein materialer oder ganz -
heitlicher also diskriminiert. Dabei
könnte eigentlich jeder wissen, wie
sehr die Fixierung auf die formale
Seite einer Ord nung den Blick für
das Sub s tan zielle verstellen kann.
Man denke nur an erpresserische
Handels-, Arbeits- oder Kredit ver -
träge – die zwischen formal Freien
und for mal Gleichen abge schlos -
sen werden. Im Übrigen ist mit der
An er kennung des Zusammenhangs
zwischen Kapitalismus und Fa -
schismus noch in keiner Weise ein
Plädoyer für den Antifaschismus
der DDR abgegeben. Vielmehr
muss erst geklärt werden, wie eine
nachfaschistische Ordnung von
Wirtschaft und Staat aussehen
könnte. Genau darüber wäre mit
den Schülerinnen und Schülern ge-
meinsam nachzudenken, ohne dass
eine allgemeinverbindliche Ant -
wort gegeben werden darf und
kann.

Warum das Ganze?

Die Broschüre „Demokratie stär-
ken – Linksextremismus ver hin -
dern“, die die Bundesministerin
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend für die Schule empfiehlt,
verletzt anerkannte Grundsätze
der Politischen Bildung in einem
rechtsstaatlich-demokratisch ver-
fassten Gemeinwesen. Warum ein
solches Heft, und warum gerade
jetzt? 

Erstens dient es, wie eingangs
bereits proklamiert, dem Ziel der
Ablenkung von Versäumnissen
bei der Aufarbeitung des Na tio -
nalsozialismus bis hin zu dessen
aktuellen Spätfolgen. 

Zweitens relativiert das aus
dem Geist der Totalitaris mustheo -
rie der 50er und 60er Jahre gebore-
ne Begriffspaar „extre mis tisch/
nicht-extremistisch“ bzw. „to ta li -
tär/nicht-totalitär“ nicht nur die
fundamentalen Unterschiede zwi-
schen rechten und linken Auf fas -
sungen. Es diskreditiert zudem lin-
ke Positionen pauschal und damit
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deren zentrale Programmatik: die
Überwindung der kapitalis ti schen
Wirt schaftsordnung. Die Broschü -
re trägt dazu durch ihre wider -
sprüch liche Darstellung des Sozia -
lismus bei, indem sie ihn zwar als
nicht-extremistisch be zeichnet (S.
9), aber – in einem Atemzug mit
dem Kommunismus – als „Ideo lo -
gie“ einstuft, die sich vom „Trug -
bild der klassenlosen Gesellschaft“
leiten lasse (S. 17). Nicht einmal
ansatzweise wird in der Broschüre
thematisiert, wa rum Sozialisten für
eine grundlegende Veränderung
der herrschenden Wirtschafts ord -
nung eintreten und was dies mit
der extremisti schen Gefahr zu tun
hat. Die Er kenntnis, dass Rechts -
radikalismus und -extremismus
aus der Mitte der Gesellschaft
kom men und zutiefst in den Struk -
turen unserer sozioökonomischen
Ordnung verankert sind, gehört
mittlerweile zum zeitgeschicht li -
chen und politikwissenschaftlichen
Grund wis sen. Die extremismus-/
to talitarismustheoretische Aus -
blen dung ist typisch für jene wis -
senschaftliche Herangehensweise,
die oben schon im Zusammenhang
mit dem Demokratiebegriff festge-
halten wurde: Das Erkenntnis inte -
res se beschränkt sich auf Oberflä -
chen phänomene, erklärt also im -
plizit die innere Dynamik und Wi -
dersprüchlichkeit des Untersu -
chungsgegenstands für irrelevant.
Genau diesen Zusammenhang aber
zwischen autoritären und totali -
tären politischen Formen und so -
zioökonomischen Inhalten müsste
eine anspruchsvolle politische Bil -
dung bearbeiten – und zwar als
schülerorientierten, pluralistisch
ausgerichteten und demokratisch
angelegten und deshalb offenen
Suchprozess. Der neuerliche
Rück  griff auf das Totalitaris mus -
konzept erinnert im Übrigen an ei-
nen ähnlich motivierten Versuch
des Bayerischen Kultusministe -
riums vor über 20 Jahren. Da mals,
im unmittelbaren Anschluss an die
Wiedervereinigung Deutsch lands,
sollten alle bayerischen Lehrer da-
zu angehalten werden, den Schü -
lern nicht nur die technische, son-
dern auch die moralisch-ethische
Überlegenheit der Sozialen Markt -
wirtschaft bewusst zu machen –
ein Übergriff auf die politische
Mündigkeit von Lehrern und
Schü lern, der sich weder staats -
recht lich noch demokra tietheo re -
tisch rechtfertigen ließ und läßt
(Reheis 1992). 

Drittens passt die Broschüre
gut in eine politische Landschaft,
in der an allen Ecken und Enden
von der Systemrelevanz von Un -

ternehmen, Staaten und Währun -
gen und von der Alternativ losig -
keit der herrschenden Wirtschafts -
ordnung gesprochen wird. Diese
allgegenwärtige Ideologie vom
ökonomischen Sachzwang ne giert,
dass die Entwicklung des mensch-
lichen Wirtschaftens prinzipiell of-
fen, Institutionen geronnene Ge -
schichte bzw. Zeit verkörpern und
Politische Bildung deren mentale
Wieder-Verflüssigung ermöglichen
muss (Reheis 2009a und 2009b,
Görtler/Reheis 2012). Wer die
prin zipielle Offenheit von Ent -
wick lung und die Möglichkeit zur
Verflüssigung von Geronne nem
leugnet, setzt sich dem Ver dacht
aus, ohne es zu wissen, selbst
einem Totalitarismus anzu hängen,
der diesmal nicht in konkreten
Personen (oder Parteien), sondern
in abstrakten Strukturen seinen Ur -
sprung hat: ein Totalita rismus, der
auf die rigorose Be schleuni gung
der Modernisierung zielt und des-
halb die Hände, Herzen und Köpfe
der Individuen vollständig kontrol-
lieren will (vgl. dazu die Interpre -
tation der To ta litarismusanalyse
von Hannah Arend 1955 durch
Gert-Joachim Gläßner 1999 und
Jens Jessen 2006). 

Fritz Reheis
Didaktik der Sozialkunde, 

LS Politische Therorie 
Universität Bamberg
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Jugend-Milieus

Marc Calmbach u.a.: Wie
ticken Jugendliche 2012?
Lebenswelten von Jugend -
lichen im Alter von 14 bis 17
Jahren in Deutschland.
Düsseldorf: Verlag Haus 
Al ten berg 2011, 363 S., 
39,90 EURO

Es ist schon erstaunlich, mit wel-
chem Pragmatismus und Optimis -
mus Jugendliche in Deutschland
ganz überwiegend auf unsichere
Berufsaussichten und Leis tungs -
druck reagieren und wie sie in
dieser Situation sehr individuell
nach mehr Sicherheit streben. Al -
lerdings fallen sozial benach tei -
lig te und leistungsschwächere
Jugendliche stark aus diesem Bild
heraus; in den Wertvorstellungen
und Haltungen dieser „Prekären“,
wie die vorliegende Untersuchung
das Milieu nennt, spiegelt sich die
zunehmende Entsolidarisierung in
unserer Gesellschaft. 

Auch eine andere Le benswelt
nach dem neuesten Mo dell des
SINUS-Instituts erregt die beson-
dere Aufmerksamkeit des politi -
schen Beobachters: Sie wird als
„expeditives Milieu“ bezeichnet
und als unkonventionelle, kreative
Avantgarde charakterisiert, die
sehr individualistisch, mobil und
digital gut vernetzt nach ihren
Grenzen sucht. Ein Fünftel aller
Jugendlichen wird von den Auto -
ren zu den „Ex pe di tiven“ gezählt;
bei dieser Grö ßen ordnung mag
man schon auf den Gedanken
kom men, dass hier das sozioku l -
turelle Potential für die Wahler -
folge der „Piraten“ liegen könnte:
Mit postmoderner Grund haltung
und hohem Bildungs niveau, bei
deutlicher Distanz zum etablierten
Politikgeschäft und gleichzeitig
ausgeprägtem politischen Interes -
se wählt man schon viel eher eine
Protestpartei. 

Sechs Institutionen haben
beim Heidelberger Sinus-Institut
eine Studie zu den Wertvor stel -
lun gen von Jugendlichen in Auf -
trag gegeben. Unter anderem die
Deutsche Kinder- und Jugend -
stiftung, der Bund der Deutschen
Katholischen Jugend, die Bun des -
zentrale für politische Bildung
und der Südwestrundfunk wollen
mit der Studie den Blick auf die
Unterschiedlichkeit jugendlicher
Lebenswelten lenken und sie für
die Entwicklung und Gestaltung
ihrer eigenen Angebote nutzten.
Das im März 2012 erschienene
Buch informiert nun über den Un -

tersuchungsansatz sowie sehr dif-
ferenziert über die Ergebnisse.

Wie bei allen bisherigen sozio-
logischen Veröffentlichungen von
SINUS geht es auch in dieser Stu -
die nicht um die empirische Iden -
ti fizierung genereller Trends, son-
dern das Milieukonzept setzt bei
der Vielfalt und Unterschied lich -
keit jugendlicher Lebenswelten
an. Nach der ersten SINUS-Ju -
gendstudie von 2007 über die Le -
benswelten katholischer Jugend -
licher und junger Erwachsener
un ter 27 Jahren arbeitet nun diese
zweite, qualitative Jugend-Studie
sieben Lebenswelten von Jugend -
lichen unter 18 Jahren heraus und
geht der Frage nach, wie Jugend -
li che in diesen Welten ihren All -
tag erleben. Die 14- bis 17-Jähri -
gen beschreiben ihre Werte vor -
stellung und ihre Einstellungen zu
Themen wie Schule, Berufs wün -
schen, Glaube, Politik, Engage -
ment und Medien. Sie schildern
ihre Hoffnung, ihre Ängste, ihre
Art zu leben. 

Die herauspräparierten Le -
bens welten (Konservativ-Bürger -
liche – 13%, Adaptiv-pragma -
tische – 19%, Sozialökologische –
10%, Experimentalistische Hedo -
nisten – 19%, Materialistische
Hedonisten – 12%, Expeditive –
20% und Prekäre – 7 %) unter -
scheiden sich zum Teil eklatant.
Sie können in einer Graphik nach
den beiden Dimensionen Bil -
dungs niveau (niedrig, mittel,
hoch) und soziokulturelle Grund -
orientierung (traditionell, modern,
postmodern) anschaulich verortet
werden. Dieses sogenannte „Kar -
toffelmodell“ zur Beschreibung
der Jugendgeneration ist abgelei-
tet worden aus dem allgemeinen
SINUS-Modell zu den Lebens -
welten der deutschen Gesamt be -
völkerung.

Interessant ist die Geschlechts -
verteilung in den sieben Jugend -
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milieus. Dominieren klar die
Mäd chen in den beiden eher kon-
ventionellen, „modern“ genannten
Lebenswelten (Sozialökologische
und Adaptiv-Pragmatische) ,
überwiegen die Jungen in den an-
deren fünf Milieus, die eher als
„traditionell“ oder „postmodern“
verortet werden.

Politikverdrossenheit herrscht
bei Jugendlichen nur auf den
ersten Blick: Sie interessieren sich
kaum für institutionalisierte Po -
litik, Parteien oder Verbände.
Fasst man den Politikbegriff aber
weiter, sind die Jugendlichen sehr
wohl politisch. Sie kriti sie ren
Ungerechtigkeiten in der Ge -
sellschaft, sind bereit sich für an-
dere einzusetzen und engagieren
sich gegen konkrete soziale Prob -
leme im eigenen Umfeld. Zwar
haben vor allem die „bil dungs -
nahen“ Jugendlichen Interesse an
politischen Themen, aber viele
sozial benachteiligte Jugendliche
äußerten sich über die konkreten
Beschreibungen von Ungerech -
tigkeiten, da sie um diese The men
in ihrem Alltag gar nicht
herumkommen.

Die SINUS-Jugendstudie 2012
basiert auf einer Befragung von
1499 Jugendlichen nach dem all-
gemeinen SINUS-Modell aus der
Verbraucheranalyse 2011 und
Intensivinterviews von 72 weite-
ren Probanden. Zusätzlich haben
diese Befragten „selbstständig“
„Hausarbeitshefte“ zu ihren Nei -
gungen und Abneigungen ge -
schrieben und Collagen zum
Thema „das gibt meinem Leben
Sinn“ ausgewertet. Fotos von

Jugendzimmern runden die Ma -
terialbasis der Untersuchung ab.
Da das SINUS-Institut noch zu
keinem anderen Erhebungs zeit -
punkt mit der gleichen Methodik
Jugend-Milieus erforscht hat,
können zurzeit noch keine Ver -
änderungen empirisch dargestellt
werden. Angekündigt ist aber die
Entwicklung eines Le benswelt -
indi kators, der solche Vergleiche
ermöglichen wird.

Im Herbst kommt die Studie
auch in der Schriftenreihe der
Bundeszentrale für politische
Bildung heraus. Das Layout des
Buches ist außergewöhnlich an -
sprechend gelungen und bringt
dicht belegt und gut aufbereitet
die subjektiven Sichtweisen der
Jugendlichen von ihrer All tags -
welt zum Ausdruck. Schade ist,
dass der ganze Band ohne Lite ra -
turangaben auskommt. Wer sol -
che Kontext-Informationen sucht,
wird wohl auf die vertiefende
Auf satzsammlung (Peter Martin
Thomas / Marc Calmbach (Hg.):
Jugendliche Lebenswelten, Düs -
seldorf) warten müssen, deren
Erscheinen für den November
2012 angekündigt ist. 

Prof. Klaus Hurrelmann, der
für die SHELL-Jugendstudien
2002, 2006 und 2010 verantwort-
lich gezeichnet hat, meint dann
auch die Sinus-Jugendstudie ge -
höre „zum unverzichtbaren Hand -
werkszeug für alle Fach kräfte, die
in Pädagogik und Po litik mit jun-
gen Menschen zu haben.“
(Vorwort S. 7)
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